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1 Einleitung 
In dem ersten Kapitel folgen einige einleitende Gedanken zu dieser Bachelorarbeit. Es 
wird über die Motivation des Schreibens zu dem Thema Energieeinsparung und über die 
Notwendigkeit zur Auseinandersetzung mit der Thematik gesprochen. Außerdem wird die 
Zielstellung der Arbeit dargelegt und erläutert, welche Sachverhalte genauer analysiert 
werden. 
1.1 Motivation und Notwendigkeit 
Das Thema Energieeinsparung beschäftigt die Menschheit nun schon seit vielen Jahren 
und gewinnt zunehmend an Bedeutung. 
Die Ersetzung von konventionellen Energieträgern durch erneuerbare Energien, eine Re-
duzierung der Treibhausgasemission um 40 Prozent bis 2020 und um 80 Prozent bis 
2050 gegenüber dem Jahr 1990, die Senkung des Primärenergieverbrauchs um 50 Pro-
zent bis 2050 sowie eine Verringerung des Stromverbrauchs um 25 Prozent bis 2050 ge-
genüber dem Jahr 2008 und eine Steigerung der Energieproduktivität um jährlich 2,1 Pro-
zent - all das sind Ziele aus dem Energiekonzept der Bundesregierung vom Jahr 2010 für 
eine umweltschonende, zuverlässige und bezahlbare Energieversorgung.2 Damit diese 
Ziele und noch viele weitere energiepolitische Ziele erreicht werden können, wurden ver-
schiedene Verordnungen, Gesetze, Normen und Richtlinien eingeführt bzw. laufend no-
velliert, um diese an aktuelle Gegebenheiten anzupassen. Die Menschen sollen zu einer 
Verringerung ihres Energieverbrauches sensibilisiert werden, nicht nur im privaten Be-
reich, sondern auch im gewerblichen Sektor. Eine Auseinandersetzung mit der Thematik 
ist demzufolge sehr essenziell. Obwohl Energieeinsparungen in vielen Fällen mit höheren 
Investitionskosten verbunden sind, ist es enorm, was im Laufe der Betriebszeit an Kosten 
gespart werden kann. Denn auch die steigenden Energiepreise zwingen zu einem Um-
denken in diesem Bereich. Darüber hinaus wird zugleich die Umwelt entlastet und ein 
Beitrag zur Verbesserung des Klimas geleistet. Teilweise kann sogar von Vorteilen profi-
tiert werden, wenn ein Beitrag zur Senkung des Energieverbrauchs geleistet wird. Dazu 
bedarf es jedoch einer Betrachtung der gesetzlichen Gegebenheiten. 
Um einen Überblick über diese zu verschaffen und geringfügig an die Studienarbeit des 
fünften Semesters an der Hochschule Mittweida anzuknüpfen, bei der der Autor sich mit 
zwei Optionen des energieeffizienten Bauens, mit dem Passivhausstandard und Grünen 
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nungen, Gesetzen, Normen und Richtlinien zur Einsparung von Energie beschäftigen
diese eine wichtige Grundlage zur
zur Verbesserung der energetischen Situationen in Unternehmen aber auch privat
Haushalten bieten. 
Abbildung 1 - Anteil Energieverbrauch der Sektoren in Deutschland in % (2011)
Anhand der vorstehenden Abbildung
2011 nach Sektoren in Prozent aufzeigt,
privaten Haushalte dabei einen großen Posten
Das heißt also, in diesen Bereichen gilt es besonders Energie einzusparen. 
Verkehr verbraucht der Abbildung zufolg
und der Dienstleistungssektor hat mit 16 Prozent den geringsten Anteil am Energieve
brauch. Die nachfolgende Abbildung
Haushalten verbraucht wird. 
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Der Abbildung zufolge werden knapp 90 Prozent der Energie in privaten Haushalten für 
die Beheizung von Gebäuden und für Warmwasser verwendet. Somit verbirgt sich hinter 
diesen zwei Positionen das höchste Einsparpotenzial. Den größten Ansatz zur Einspa-
rung von Energie bietet dabei die Raumwärme, welche 75 Prozent des Energieverbrauch 
eines durchschnittlichen privaten Haushaltes ausmacht. Für Elektrogeräte und Beleuch-
tung werden zusammen 13 Prozent der Energie aufgewendet. Durch eine schlechte 
Wärmedämmung von Gebäuden geht derzeit noch sehr viel Energie verloren. Um Neu-
bauten und Sanierungsmaßnahmen mit schlechten energetischen Merkmalen zu vermei-
den, durch welche solche großen Energieverluste entstehen, existiert eine Reihe von ge-
setzlichen Regelungen, die zahlreiche Maßnahmen vorschreiben, wodurch Gebäude 
energieeffizienter werden sollen. 
All diese Fakten zeigen nach der Sicht des Autors gut auf, wie wichtig eine Auseinander-
setzung mit dem Thema Energieeinsparung und Energieeffizienz und den dazugehörigen 
Regelwerken ist.  
1.2 Zielstellung 
Ziel dieser Bachelorarbeit soll es sein, diese Gesetze, Verordnungen, Normen sowie 
Richtlinien näher zu betrachten und deren wichtigste Inhalte herauszufiltern und festzuhal-
ten sowie übersichtlich darzustellen. 
Insbesondere werden im Rahmen dieser Bachelorarbeit die DIN EN ISO 50001, welche 
die Anforderungen an ein Energiemanagementsystem für Organisationen festlegt sowie 
die GEFMA-Richtlinie 124, die Hinweise zum Thema Energiemanagement bietet, analy-
siert. Es soll untersucht werden, inwieweit eine Anwendung der Norm oder der Richtlinie 
zu einer Verbesserung der Energieeffizienz führen wird und in welcher Verbindung diese 
miteinander stehen. 
Als Ergebnis und Zusammenfassung der Bachelorarbeit soll abschließend eine Übersicht 
erarbeitet werden, welche die Zusammenhänge und Schnittstellen, die zwischen den ein-
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2 Allgemeine Begriffserklärungen 
Um Unklarheiten während der nachfolgenden Ausführungen zu vermeiden, ist es nötig, 
vorab einige Begriffe, welche die in der Einleitung beschriebene Thematik betreffen, zu 
erläutern. 
2.1 Energieeffizienz 
Ständig wird von einer Steigerung der Energieeffizienz gesprochen, aber was bedeutet 
das eigentlich? Unter Effizienz versteht man das Maß für einen optimalen Mitteleinsatz, 
also das Verhältnis zwischen einem bestimmten Input und einer Outputgröße. Ein Vor-
gang ist genau dann energieeffizient, wenn ein gewisser Nutzen mit einem möglichst klei-
nen Energieaufwand erzielt wird. Je geringer Energieverluste ausfallen, umso höher ist 
die Energieeffizienz. In der Regel führt eine Erhöhung der Energieeffizienz zu einer Sen-
kung des Energieverbrauches.3 
2.2 Energieproduktivität 
Die Bundesregierung hat das Ziel auferlegt, die Energieproduktivität bis zum Jahr 2050 
um jährlich 2,1 Prozent zu erhöhen. Doch wie wird diese Größe berechnet? In der Volks-
wirtschaft errechnet sich die Energieproduktivität aus dem Quotienten von Bruttoin-
landsprodukt und dem Primärenergieverbrauch. Sie gibt also an, wie viel volkswirtschaftli-
che Leistung aus einer Einheit eingesetzter Primärenergie erzeugt wird. Eine erhöhte 
Energieproduktivität hat ebenso wie die Steigerung der Energieeffizienz eine Verminde-
rung des Energieverbrauches zur Folge.4 
2.3 Energiemanagement 
Unter dem Begriff Energiemanagement verstehen sich alle Managementfunktionen, die 
für den Prozess der Energiebereitstellung, -verteilung und -anwendung in einem Gebäude 
notwendig sind. Egal ob es sich dabei um Wohngebäude, Fabriken, Lagerhallen, Sport-
hallen, Produktionsstätten, Einkaufszentren oder Bürogebäude handelt, Energiemanage-
                                               
3
 Vgl. BMU: Kurzinfo Energieeffizienz - Was bedeutet Energieeffizienz? URL: 
http://www.bmu.de/themen/klima-energie/energieeffizienz/kurzinfo/ 
4
 Vgl. UBA: Energieproduktivität und Energieintensität, URL: http://www.umweltbundesamt-daten-zur-
umwelt.de/umweltdaten/public/theme.do?nodeIdent=2324 
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ment ist immer dahin gehend ausgerichtet, niedrige Prozesskosten5 entstehen zu lassen. 
Das Hauptziel von Energiemanagement spiegelt sich also in der Minimierung der Kosten 
des eben beschriebenen Prozesses bei einem definierten Level der Nutzungsqualität wi-
der. Demzufolge handelt es sich um einen fortlaufenden Verbesserungsprozess, der im 
Idealfall nie endet. Drei Zielkategorien definiert die GEFMA 124 -1: die ökonomische, die 
qualitätsorientierte und die ökologische Kategorie.6 
2.4 Energiemanager 
Der Energiemanager kümmert sich um die Ausführung des Energiemanagements in ei-
nem Unternehmen. Er ist verantwortlich für die Umsetzung der Maßnahmen zur Gesamt-
energiekostenminimierung und hat eine beratende Funktion.7 
2.5 Managementsystem 
Ein Managementsystem ist ein Instrument zur Verwaltung und kontinuierlichen Verbesse-
rung von Verfahren und Prozessen in einem Unternehmen. Es dient dem Erreichen von 
definierten Unternehmenszielen mit Hilfe von gezielten Strategien. Im Prinzip ist bereits 
jede systematische Regelung von Zuständigkeiten und Abläufen ein Managementsys-
tem.8 Durch die Implementierung eines Managementsystems können zum Beispiel Risi-
ken besser verwaltet, Kosten reduziert sowie die Kundenzufriedenheit gestärkt werden.9  
Ein wichtiger Bestandteil eines Managementsystems ist der PDAC - Zyklus. Plan, do, 
check und act, was auf deutsch soviel bedeutet wie Planen, Ausführen, Kontrollieren und 
Verbessern. Die Abbildung, welche sich auf der nächsten Seite befindet, stellt einmal ei-
nen solchen Zyklus dar und präsentiert diverse Aufgaben der einzelnen "Phasen" des 
Kreislaufes. Demnach erfolgt beispielsweise in der "Planungsphase" die Identifikation von 
relevanten Prozessen sowie die Definition von Anforderungen, während der "Umset-
zungsphase" die Implementierung und in der "Kontrollphase" die Überwachung und Be-
wertung der Prozesse. In der "Verbesserungsphase" werden laut der Abbildung Korrek-
turmaßnahmen eingeleitet und Verbesserungen abgeleitet. 
                                               
5
 Damit sind die Gesamtenergiekosten gemeint.  
6
 Vgl. GEFMA 124-1, S. 4 
7
 Vgl. GEFMA 124-3, S. 2 
8
 Vgl. BMU und UBA: Energiemanagementsysteme in der Praxis, S. 15 
9
 Vgl. British Standards Institution: Was sind Managementsysteme? URL: http://www.bsigroup.de/de/Audit-
und-Zertifizierung/Managementsysteme/Auf-einen-Blick/Was-sind-Managementsysteme/ 
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Abbildung 3 - PDCA-Zyklus 
2.6 Energiemanagementsystem 
Ein Energiemanagementsystem dient dem Erreichen von gesetzten Zielen im Energiebe-
reich. Es ist eine Basis für eine Investition zur Verbesserung der Energieeffizienz in einem 
Unternehmen. Die DIN EN ISO 50001, in der die Anforderungen an Energiemanagement-
systeme beschrieben werden, definiert das Energiemanagementsystem als "Gesamtheit 
miteinander zusammenhängender oder interagierender Elemente zur Einführung einer 
Energiepolitik und strategischer Energieziele sowie Prozesse und Verfahren zur Errei-
chung dieser Ziele".10 
2.7 Primärenergie 
Zu den Primärenergieträgern zählen alle erneuerbaren Energiequellen sowie alle fossilen 
Energieträger, wie Erdöl, Kohle oder Erdgas. Diese Energieträger wurden noch keiner 
Umwandlung unterzogen. Die Primärenergie wird meist in Sekundärenergie umgewan-
delt, also zum Beispiel zu Strom, Fernwärme oder Heizöl. Dabei entstehen bereits Verlus-
te der Energie. Die Endenergie stellt dann die Energie dar, die beim Verbraucher an-
kommt und auf den Abrechnungen der Energieversorgungsunternehmen zu finden ist.11  
Wie der Jahresprimärenergiebedarf von Gebäuden berechnet wird, kann der DIN V 18599 
entnommen werden, deren Inhalte im vierten Kapitel dieser Bachelorarbeit näher erläutert 
werden.  
                                               
10
 Siehe DIN EN ISO 50001 Begriffe (S. 8) 
11
 Vgl. Hesselbach, J., Energie- und klimaeffiziente Produktion, S. 19,20 
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2.8 Primärenergiefaktor 
In Primärenergiefaktoren von Energieträgern wird "der gesamte energetische Aufwand 
von der Bereitstellung bis zur Nutzung ... berücksichtigt"12. Es werden also alle Energie-
verluste, die bei der Gewinnung, Umwandlung und Verteilung eines Energieträgers ent-
stehen in den Primärenergiefaktor einbezogen. 
2.9 Contracting 
Unter dem Begriff Contracting verbirgt sich eine Dienstleitung, welche dahin gehend aus-
gerichtet ist, die Energieeffizienz mittels Know-how und innovativer Technik zu erhöhen. 
Der Contractor ist dabei der Dienstleister, welcher sich je nach getroffener Vereinbarung 
mit dem Contracting-Nehmer unter anderem um die Planung, die Finanzierung, den Be-
trieb und die Instandhaltung der Systeme kümmert. Es existieren vier verschiedene For-
men des Contractings: das Energieeinsparcontracting, das Wärmecontracting ohne Ei-
genkapital, das Anlagencontracting sowie das Betriebsführungscontracting.13 
                                               
12
 Siehe Kimmling, J., Energieeffiziente Gebäude, S. 59 
13
 Vgl. Thieß, E., Rationelle Energieanwendungen in der Gebäudetechnik, S. 62ff 
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3 Verordnungen und Gesetze 
Im folgenden Kapitel sollen zunächst einmal die wichtigsten Inhalte der Verordnungen und 
Gesetze wieder gegeben werden, die einen Bezug zu dem Thema Energieeinsparung 
und Energieeffizienz aufweisen. Abschließend folgt eine tabellarische Zusammenfassung 
mit den wichtigsten Bestandteilen der einzelnen Gesetze und Verordnungen. 
3.1 Die Energieeinsparverordnung - EnEV 2009/2014 
Derzeit gilt noch die Energieeinsparverordnung von 2009, die am 01.10.2009 in Kraft ge-
treten ist. Eine neue Energieeinsparverordnung mit verschärften Anforderungen wird je-
doch voraussichtlich im Jahre 2014 erscheinen, über deren wichtige Änderungen im Laufe 
dieses Kapitels noch gesprochen wird. 
Wie der Name bereits sagt, hat die EnEV das Ziel, die Einsparung von Energie in Gebäu-
den sowie die Umsetzung der energiepolitischen Ziele der Bundesregierung zu erreichen. 
Sie gilt "1.für Gebäude, soweit sie unter Einsatz von Energie beheizt oder gekühlt werden 
und 2. für Anlagen und Einrichtungen der Heizungs-, Kühl-, Raumluft- und Beleuchtungs-
technik sowie der Warmwasserversorgung von Gebäuden nach Nummer 1."14 Es werden 
auch einige Arten von Gebäuden genannt, für die die EnEV 2009 mit Ausnahme der Pa-
ragrafen 12 und 13 nicht gilt. Dazu zählen zum Beispiel unterirdische Bauten sowie Kir-
chen, Traglufthallen und Betriebsgebäude, die überwiegend zur Aufzucht und Haltung von 
Tieren genutzt werden. Anschließend werden eine Reihe von Begriffen definiert, die in der 
Verordnung Anwendung finden, wie zum Beispiel Wohngebäude, Nicht-Wohngebäude, 
kleine Gebäude, Baudenkmäler, beheizte und gekühlte Räume und Nennleistung. Weiter-
hin beschreibt die Energieeinsparverordnung die energetischen Anforderungen an Wohn-
gebäude sowie Nicht-Wohngebäude, für zu errichtende Gebäude und bestehende Ge-
bäude und Anlagen. In den Anlagen der EnEV befinden sich Tabellen mit jeweilig festge-
legten Referenzausführungen und Werten, die nicht überschritten werden dürfen sowie 
der Verweis auf die Berechnung des Jahresprimärenergiebedarfs nach DIN V 18599 
(Energetische Bewertung von Gebäuden) und alternativ nach DIN 4108 (Wärmeschutz 
und Energieeinsparung in Gebäuden). Darüber hinaus werden in der Verordnung Anfor-
derungen an die Luftdichtheit und den Mindestluftwechsel von zu errichtenden Gebäuden 
gestellt.  
                                               
14
 Siehe EnEV §1(1)  
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Außerdem sind nach der Energieeinsparverordnung 2009 bei den Außenbauteilen dieser 
Gebäude Anforderungen an den Mindestwärmeschutz nach den anerkannten Regeln der 
Technik einzuhalten. Die DIN 4108 Teil 2 legt diese Mindestanforderungen an die Wär-
medämmung von Bauteilen fest.15 Nähere Erläuterungen zu dieser Norm folgen in Kapitel 
vier der Arbeit. 
Nicht nur für Neubauten stellt die Energieeinsparverordnung energetische Anforderungen, 
sondern auch an bestehende Gebäude und Anlagen, für den Fall, dass diese einer Sanie-
rung unterzogen werden. Wichtig hierbei ist, dass die energetische Qualität der Gebäude 
und Anlagen nicht verschlechtert wird. 
Ein weiterer essenzieller Punkt der EnEV ist der § 12, welcher eine energetische Inspekti-
on von Klimaanlagen mit einer Nennleistung von mehr als 12 kW in gewissen Zeitabstän-
den durch eine berechtigte Person vorschreibt. Darüber hinaus werden in der Energieein-
sparverordnung von 2009 Mindestanforderungen an die energetische Qualität von Anla-
gen der Heizungs-, Kühl- und Raumlufttechnik sowie der Warmwasserversorgung formu-
liert. Ebenso sind Vorschriften zur Erstellung eines Energieausweises Bestandteil der 
Verordnung. In der Anlage befindet sich eine Vorlage, wie ein Energieausweis zu erstellen 
ist, zum einen für Wohngebäude und zum anderen für Nichtwohngebäude.16 
Auf alle einzelnen Vorschriften der Energieeinsparverordnung 2009 im Detail einzugehen, 
übersteigt den Rahmen der Bachelorarbeit, aus diesem Grund wurden nur einige Inhalte 
der EnEV erwähnt ohne nähere Ausführungen. Abschließend sei noch gesagt, dass es 
also für alle Bauherrn und Planer wichtig ist, die energetischen Anforderungen der EnEV 
2009 einzuhalten. Bald jedoch werden diese sich an noch verschärfte Anforderungen hal-
ten müssen, wenn die neue Energieeinsparverordnung wahrscheinlich im Jahr 2014 in 
Kraft treten wird. Sie wird derzeit noch im Bundesrat diskutiert und wurde aktuell noch 
nicht verkündet. 
Ein Grund für eine erneute Novellierung der EnEV ist die EU-Richtlinie für energieeffizien-
te Gebäude von 2010, deren spezifische Inhalte im nächsten Kapitel genauer betrachtet 
werden. So viel sei vorab schon einmal gesagt, für die Umsetzung der Vorgaben aus die-
ser Richtlinie bedarf es einer neuen Energieeinsparverordnung für Deutschland. Aber 
auch das Erreichen der eigenen Ziele der Bundesregierung zur Energieeinsparung und 
zum Umweltschutz sind Gründe für die Novellierung.17 
Die EnEV 2014 bringt einige Änderungen mit sich. Dazu zählt unter anderem laut dem 
Referentenentwurf eine neue Präambel mit Zielen der Energieeinsparverordnung. Laut 
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 Vgl. Tuschinski, M.: EnEV 2009 - Praxis-Dialog, 2.06 S. 3 
16
 Vgl. EnEV 2009 (gesamt) 
17
 Vgl. Tuschinski, M.: EnEV 2014 -Was kommt wann?, B4.01 S. 2 
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der aktuellen EnEV sind Betreiber von Gebäuden mit zahlreichen Besuchern und einer 
Nutzfläche von über 1000 m² für öffentliche Dienstleistungen verpflichtet, einen Energie-
ausweis gut sichtbar für alle auszuhängen. Künftig soll dies bereits für Gebäude mit einer 
Nutzfläche von über 500 m² gelten und ab dem 08.07.2015 wird diese Grenze noch ein-
mal halbiert auf 250 m² Nutzfläche. Zu errichtende Gebäude, also Neubauten, sollen nach 
der EnEV 2014 noch energieeffizienter geplant und somit gebaut werden. Die Anforde-
rungen sollen sich in zwei Stufen erhöhen. Die erste Erhöhung wird mit der EnEV 2014 
kommen und die nächste ab 2016. Dabei ist vorgesehen, dass der höchstzulässige Pri-
märenergiebedarf um jeweils 12,5 % sinken soll. Des Weiteren sieht der Referenzentwurf 
der neuen EnEV vor, die maximal erlaubten Wärmeverluste, die über die Gebäudehülle 
anfallen, um jeweils 10 % zu reduzieren. Da die DIN V 18599 im Jahr 2011 überarbeitet 
wurde, wird in der neuen Energieeinsparverordnung nun auf diese verwiesen und nicht 
mehr auf die von 2007. Im Zuge der EnEV 2014 wird darüber hinaus für bestimmte neu zu 
errichtende Wohngebäude der Energie-Nachweis vereinfacht. Für diese Gebäude mit 
festgelegten Merkmalen existieren Tabellen, aus denen Energiekennwerte direkt über-
nommen werden können - ohne große Berechnungen. Außerdem wurden einige missver-
ständliche Formulierungen klarer definiert und für den Anwender freundlicher gestaltet. 
Demzufolge wurde nun klar geregelt, dass sich der Bauherr darum kümmern muss, nach 
Fertigstellung des Neubaus oder der Sanierung des Gebäudes einen Energieausweis 
ausgestellt zu bekommen. Darüber hinaus wurden laut Referentenentwurf auch neue Pa-
ragrafen hinzugefügt, wie der § 16a Pflichtangaben in Immobilienanzeigen. Dieser Para-
graf sieht die Angabe von Energiekennwerten in kommerziellen Anzeigen von Verkaufs- 
sowie Mietobjekten vor. Zu den geforderten Angaben zählen die Art des ausgestellten 
Energieausweises, der Energiebedarf oder der Energieverbrauch des Gebäudes sowie 
der wesentliche Energieträger für die Heizung des Objektes. Für bestehende Gebäude 
sind derzeit keine verschärften Anforderungen vorgesehen.18 
Dies soll als Überblick zu den Änderungen der neuen Energieeinsparverordnung gegenü-
ber der Einsparverordnung von 2009 genügen. Es folgen im nächsten Abschnitt Informa-
tionen zum Energieeinspargesetz, welches in enger Verbindung mit der Energieeinspar-
verordnung steht. 
3.2 Das Energieeinspargesetz (EnEG) 
Bevor die neue Energieeinsparverordnung in Kraft treten wird, wurde erst einmal das 
Energieeinspargesetz, welches die gesetzliche Grundlage der EnEV darstellt, geändert.19 
Diese Änderung war ebenso nötig, um die Forderungen der EU-Richtlinie vom 19.10.2010 
über die Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden in Deutschland umzusetzen. Aus diesem 
                                               
18
 Vgl. Tuschinski, M.: EnEV 2014 -Was kommt wann?, B4.01 S.2-15 
19
 Vgl. Kimmling, J., Energieeffiziente Gebäude, S.272 
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Grund wurde das letztmalig im Jahre 2009 geänderte Gesetz zur Einsparung von Energie 
im Jahre 2013 auf die neuen Forderungen des europäischen Parlamentes angepasst. 
Dabei wurde zum Beispiel festgelegt, dass Neubauten ab dem 01.01.2021 als Niedrig-
energiehäuser zu errichten sind. Handelt es sich um den Neubau öffentlicher Gebäude, 
also um Nichtwohngebäude im Besitz von Behörden, so gilt die Pflicht zum Niedrigener-
giebau schon ab dem 01.01.2019. Laut dem Energieeinspargesetz ist ein Niedrigenergie-
gebäude ein Gebäude, welches eine sehr gute Gesamtenergieeffizienz aufweist. Der 
Energiebedarf des Gebäudes sollte also möglichst niedrig und wenn möglich aus einem 
wesentlichen Teil durch erneuerbare Energien gedeckt sein. Des Weiteren wurde die 
Bundesregierung zur Regelung von Kontrollmaßnahmen bei der Errichtung von Gebäu-
den ermächtigt. Demzufolge kann die Bundesregierung nun Rechtsverordnungen bezüg-
lich der Inspektionsberichte, der Berechtigung zur Durchführung von Inspektionen und 
Anforderungen an die Qualifikation der inspizierenden Personen erlassen. Eine weitere 
Änderung des Gesetzes besteht in der Pflicht zur Angabe von Energiekennwerten aus 
dem Energieausweis in kommerziellen Immobilienanzeigen sowie in der Aushangpflicht 
von Energieausweisen in bestimmten Gebäuden mit starkem Publikumsverkehr. Es be-
steht nun auch die Pflicht in nicht öffentlichen Gebäuden, wie zum Beispiel Kinos oder 
Theatern, einen Energieausweis gut sichtbar auszuhängen. Außerdem wurden mit dem 
Ziel, die Gebäuderichtlinie der EU effektiv umzusetzen, neue Ordnungswidrigkeiten fest-
gelegt. Die Höhe des Bußgeldes wurde jedoch nicht geändert. Ein neuer Paragraf des 
Energieeinspargesetzes führt ein unabhängiges Stichprobenkontrollsystem für Energie-
ausweise und Inspektionsberichte über Klimaanlagen ein.20 
Zu der älteren Fassung des Energieeinspargesetzes sollen nicht viele Worte verloren 
werden, es folgen lediglich einige allgemeine Informationen zum Energieeinspargesetz. 
Ziel des Gesetzes ist es, vermeidbare Energieverluste, die durch das Heizen und Kühlen 
bei zu errichtenden Gebäuden entstehen, durch einen geeigneten Wärmeschutz einzu-
dämmen. Die Bundesregierung kann durch Rechtsverordnung die Anforderungen an den 
Wärmeschutz festlegen. Außerdem sollte laut EnEG eine energiesparende Anlagentech-
nik bei Gebäuden zum Einsatz kommen. Ebenso sind diese Anlagen, wozu raumlufttech-
nische, Heizungs-, Beleuchtungs-, Kühl- und Warmwasserversorgungsanlagen zählen, 
energiesparend zu betreiben und instand zu halten. Darüber hinaus werden im Energie-
einspargesetz die Bußgeldvorschriften geregelt sowie Vorschriften zum Energieausweis.21 
3.3 Das Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) 
Im April 2000 trat das Erneuerbare-Energien-Gesetz erstmals in Kraft. Seitdem wurde das 
Gesetz dreimal novelliert, mit dem Zweck der Anpassung an die aktuellen Entwicklungen. 
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 Vgl. Entwurf eines Vierten Gesetzes zur Änderung des Energieeinspargesetzes (EnEG 2013) 
21
 Vgl. EnEG 2009 
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Die letzte Novelle wurde vom Bundesrat am 30.06.2011 beschlossen und trat am 
01.07.2011 in Kraft. 
Zweck des Gesetzes ist es, die nachhaltige Entwicklung der Energieversorgung zu er-
möglichen sowie die Kosten der Energieversorgung zu verringern und fossile Energieres-
sourcen zu schonen. Darüber hinaus dient das Erneuerbare-Energien-Gesetz der Förde-
rung der Weiterentwicklung von Technologien zur Erzeugung von Strom aus erneuerba-
ren Energien. Ebenso verfolgt das EEG zur Erreichung des eben genannten Zweckes das 
Ziel, den Anteil der erneuerbaren Energien an der Stromversorgung in Deutschland zu 
erhöhen. Dabei stellt es folgende Zielvorgaben: Bis 2020 soll der Anteil mindestens auf 35 
Prozent erhöht werden, bis zum Jahr 2030 auf mindestens 50 Prozent und bis 2050 soll 
der Anteil der erneuerbaren Energien an der Stromversorgung sogar 80 Prozent betra-
gen. Geregelt wird in dem Erneuerbare-Energien-Gesetz der "vorrangige Anschluss von 
Anlagen zur Erzeugung von Strom aus Erneuerbaren Energien und aus Grubengas im 
Bundesgebiet ... an die Netze für die allgemeine Versorgung mit Elektrizität"22 sowie "die 
vorrangige Abnahme, Übertragung, Verteilung und Vergütung dieses Stromes durch die 
Netzbetreiber einschließlich des Verhältnisses zu Strom aus Kraft-Wärme-Kopplung..."23. 
Im dritten Paragrafen des Gesetzes erfolgen Begriffsbestimmungen. Demzufolge sind im 
Sinne des Gesetzes Erneuerbare Energien "Wasserkraft ..., Windenergie, solare Strah-
lungsenergie, Geothermie, Energie aus Biomasse einschließlich Biogas, Biomethan, De-
poniegas und Klärgas sowie aus dem biologisch abbaubaren Anteil von Abfällen aus 
Haushalten und Industrie"24. Es werden also in dem Gesetz Regelungen zum Anschluss 
der Anlagen zur Erzeugung von Strom aus erneuerbaren Energien, zur Abnahme und zur 
Übertragung und Verteilung des Stromes getroffen. Betreiber von solch einer Anlage ha-
ben demzufolge einen Anspruch darauf, dass ihre Anlage vorrangig und unverzüglich an 
das Stromnetz angeschlossen und der zur Einspeisung angebotene Strom abgenommen, 
übertragen und verteilt wird. Weiterhin regelt das Erneuerbare-Energien-Gesetz die Ein-
speisevergütung, denn Anlagenbetreiber erhalten von den Netzbetreibern für den einges-
peisten Strom eine Vergütung. Die Vergütungssätze pro Kilowattstunde richten sich nach 
der Art der Stromerzeugung sowie nach der Leistung der Anlage. Die Einspeisevergütung 
ist dem Anlagenbetreiber für eine Dauer von 20 Jahren zu zahlen. Je später die Anlage in 
Betrieb genommen wird, desto geringer wird die Einspeisevergütung ausfallen. Diese Re-
gelung soll den Anreiz schaffen, eine Anlage so früh wie möglich an das Stromnetz anzu-
schließen. Ebenso werden Anreize für die Direktvermarktung geschaffen, das heißt, Anla-
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 Siehe EEG 2012 §2(2) 
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genbetreiber können unter bestimmten Voraussetzungen den erzeugten Strom auch di-
rekt an Dritte veräußern.25 
Auch zur EEG-Umlage bietet das Gesetz Aufklärung. Die EEG-Umlage wird von den 
Energieversorgungsunternehmen an die Letztverbraucher weitergegeben und ist in der 
Stromabrechnung enthalten. Da der erzeugte Strom aus erneuerbaren Energien für weni-
ger Geld an der Börse verkauft wird, als Einspeisevergütung an die Anlagenbetreiber ge-
zahlt wird, ist diese Umlage nötig.26 Für stromintensive Unternehmen und Schienenbah-
nen existieren besondere Ausgleichsregelungen. Diese können beim Bundesamt für Wirt-
schaft und Ausfuhrkontrolle einen Antrag auf Begrenzung der EEG-Umlage stellen, wenn 
bestimmte Voraussetzungen nach § 41 und 42 EEG erfüllt sind. Die Begrenzung soll die 
Wettbewerbsfähigkeit dieser Unternehmen aufrechterhalten sowie die Stromkosten sen-
ken.27 
Das Erneuerbare-Energien-Gesetz bietet also Investitionssicherheit für die Betreiber von 
Solar- oder anderen Anlagen zur Erzeugung von Strom aus erneuerbaren Energien sowie 
Regelungen zur EEG-Umlage und unterstützt somit in Deutschland den Ausbau der 
nachhaltigen Stromversorgung. 
3.4 Das Erneuerbare-Energien-Wärmegesetz (EEWärmeG)  
Erstmals trat das Erneuerbare-Energien-Wärmegesetz am 01.01.2009 in Kraft. Das Ge-
setz verfolgt das Ziel, bis zum Jahr 2020 den Anteil der erneuerbaren Energien am End-
energieverbrauch für Wärme und Kälte auf 14 Prozent zu erhöhen. Im Zuge dessen hat 
das Gesetz den Zweck um fossile Ressourcen zu schonen und die Abhängigkeit von 
Energieimporten zu mindern, eine nachhaltige Energieversorgung zu ermöglichen sowie 
die Förderung der Weiterentwicklung von Technologien zur Erzeugung von Wärme und 
Kälte aus erneuerbaren Energien sicher zu stellen.  
Seit der Novellierung des Gesetzes im Jahre 2011 kommt öffentlichen Gebäuden eine 
Vorbildfunktion im Rahmen des eben beschriebenen Zweckes und Zieles des Gesetzes 
zu. Im zweiten Paragraf folgen einige Begriffsbestimmungen. Der dritte Paragraf des Ge-
setzes regelt die Nutzungspflicht von erneuerbaren Energien zur Deckung des Wärme- 
und Kälteenergiebedarfs. Demzufolge ist jeder verpflichtet, der sein Gebäude mit einer 
Nutzfläche von mehr als 50 Quadratmetern nach dem 01.01.2009 errichtet hat, einen Teil 
des Wärme- und Kältebedarfs aus erneuerbaren Energien zu decken. Der Anteil ist ab-
hängig von der Energieform. So muss ein Gebäudeeigentümer zum Beispiel bei der Nut-
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 Vgl. EEG 2012 (gesamt)  
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 Vgl. BAFA: Merkblatt für Unternehmen des produzierenden Gewerbes, S. 5 
27
 Vgl. EEG 2012 §40 ff 
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zung von solarer Strahlungsenergie den Bedarf zu mindestens 15 Prozent daraus decken. 
Werden öffentliche Gebäude grundlegend renoviert, besteht ebenso die Verpflichtung zur 
anteiligen Nutzung von erneuerbaren Energien zur Deckung des Wärme- und Kältebe-
darfs. Weiterhin werden in dem Erneuerbare-Energien-Wärmegesetz Ersatzmaßnahmen 
für diejenigen beschrieben, die keine erneuerbaren Energien nutzen möchten. Diese 
Maßnahmen werden in der Anlage des Gesetzes genauer definiert. Eine solche Ersatz-
maßnahme ist zum Beispiel gegeben, wenn der Verpflichtete den Wärme- und Kälteener-
giebedarf zu mindestens 50 Prozent aus Kraft-Wärme-Kopplungsanlagen deckt oder be-
stimmte Maßnahmen zur Einsparung von Energie getroffen wurden. Ebenso werden im 
Anhang die Anforderungen an die Nutzung von erneuerbaren Energien näher erläutert. 
Darüber hinaus besagt das Gesetz, dass für die Verpflichteten eine Nachweispflicht über 
die Erfüllung der Anforderungen besteht. Die zuständigen Behörden können durch ein 
geeignetes Stichprobenverfahren die Richtigkeit dieser Nachweise kontrollieren. Ebenso 
wird geregelt, welche Maßnahmen vom Bund gefördert werden. In diesem Zusammen-
hang werden einzelne Kriterien für die Förderfähigkeit von Anlagen benannt. Auch Buß-
geldvorschriften sind im EEWärmeG geregelt, denn wer vorsätzlich oder leichtfertig sei-
nen "Wärme- oder Kälteenergiebedarf nicht oder nicht richtig aus Erneuerbaren Energien 
deckt"28 oder den Nachweis nicht richtig oder nicht rechtzeitig erbringt, handelt ordnungs-
widrig und muss mit einer Geldstrafe rechnen. 
Im Paragraf 18 verpflichtet sich die Bundesregierung, alle vier Jahre dem Deutschen 
Bundestag Erfahrungsberichte zu diesem Gesetz vorzulegen, welche unter anderem An-
gaben zur technischen Entwicklung, zur Kostenentwicklung und zur Wirtschaftlichkeit der 
Anlagen sowie Angaben zum Vollzug des Gesetzes und zur eingesparten Menge an Er-
dgas und Mineralöl beinhalten sollten. Auch die Länder sollen ihre Erfahrungen aus dem 
Gesetz berichten. 29 
Über das Gesetz hinaus hat die Bundesregierung zusätzlich Anwendungshinweise zum 
Vollzug des Erneuerbaren-Energien-Wärmegesetzes erstellt. 
3.5 Das Energiesteuer- und Stromsteuergesetz (EnergieStG 
und StromStG) 
Energieerzeugnisse unterliegen in Deutschland der Energiesteuer und elektrischer Strom 
der Stromsteuer. Als indirekte Steuern zählen die Energie- und Stromsteuern zu den Ver-
brauchssteuern, deren Besteuerung an den Endverbrauch geknüpft ist. In welcher Höhe 
die Steuer gezahlt werden muss, wird im Gesetz festgelegt. Derzeit beträgt die Strom-
steuer 20,50 Euro pro Megawattstunde. Die Höhe der Energiesteuer ist unter anderem 
                                               
28
 Siehe EEWärmeG 2011 § 17 
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 Vgl. EEWärmeG 2011 (gesamt) 
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abhängig vom verwendeten Energieträger. Im Energiesteuer- und Stromsteuergesetz wird 
unter anderem ebenso geregelt, welche Bedingungen erfüllt sein müssen, um eine Steu-
erentlastung zu erhalten. Das Gesetz wurde erst 2012 von der Bundesregierung geändert 
und die Änderung ist am 01.01.2013 in Kraft getreten. Nach dem geänderten Energie-
steuer- und Stromsteuergesetz wird Unternehmen nur dann eine Steuerentlastung ge-
währt, wenn sie nachweislich ein Energiemanagementsystem nach DIN EN ISO 50001 
betreiben oder wenn das Unternehmen freiwillig ein Umweltmanagementsystem einge-
führt hat. Die Inhalte der DIN EN ISO 50001 werden im Zuge dieser Bachelorarbeit noch 
genauer erläutert werden. Ebenso werden Steuerbegünstigungen gewährt, wenn die 
Bundesregierung festgestellt hat, dass Mindestzielwerte zur Reduzierung der Energiein-
tensität erreicht wurden. Kleine und mittelständische Unternehmen können alternativ, 
wenn sie ebenfalls von den Steuervergünstigungen profitieren wollen, ein System zur 
Verbesserung der Energieeffizienz, welches den Anforderungen der DIN EN 16247-1 
(Ausgabe 2012) entspricht, betreiben.30 Nähere Erläuterungen zu der eben genannten 
DIN-Norm folgen im nächsten Kapitel. 
Ein Spitzenausgleich wird also nur noch dann gewährt, wenn die Unternehmen einen im 
Gesetz definierten Beitrag zur Energieeinsparung leisten. Die Bundesregierung hat dies 
entsprechend ihres Energiekonzeptes von 2010 beschlossen. In diesem wurde das Ziel 
gesetzt, Anreize für eine Steigerung der Energieeffizienz in der deutschen Industrie zu 
schaffen. Einen weiteren Grund für die Änderung des Energiesteuer- und Stromsteuerge-
setzes ergab die Situation, dass die Steuerbegünstigungen des Gesetzes für Unterneh-
men des produzierenden Gewerbes von der Europäischen Kommission nur bis zum 
31.12.2012 genehmigt waren. Es bedurfte also einer Nachfolgeregelung.31 
3.6 Das Kraft-Wärme-Kopplungsgesetz (KWKG) 
Das Kraft-Wärme-Kopplungsgesetz trat erstmals am 01.04.2002 in Kraft und wurde zu-
letzt im Jahre 2011 mit dem Ziel der Optimierung des Gesetzes novelliert. Diese Novelle 
trat im Juli 2012 in Kraft.  
Zweck des Gesetzes ist es, den Anteil der Stromerzeugung aus Kraft-Wärme-
Kopplungsanlagen zur Schonung der Umwelt in Deutschland bis zum Jahr 2020 auf 25 
Prozent zu erhöhen. Dies soll durch die Förderung der Modernisierung und des Neubaus 
von Kraft-Wärme-Kopplungsanalgen geschehen. Auch der Neu- und Ausbau von Wärme- 
und Kältenetzen und von Wärme- und Kältespeichern, in welche Wärme oder Kälte aus 
den Anlagen eingespeist wird, soll laut dem Zweck des Gesetzes gefördert werden. In 
dem Kraft-Wärme-Kopplungsgesetz werden unter anderem Regelungen über die Zu-
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 Vgl. EnergieStG und StromStG (gesamt) 
31
 Vgl. EnergieStG und StromStG, Problem und Ziel 
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schläge für den Neu- und Ausbau der eben genannten Netze und Speicher getroffen, so-
fern diese Netze im Geltungsbereich des Gesetzes liegen. Nicht in den Anwendungsbe-
reich des Gesetzes fällt der Kraft-Wärme-Strom, der nach § 16 EEG vergütet wird.32 
Nun stellt sich eventuell die Frage, warum die Kraft-Wärme-Kopplung eigentlich gefördert 
wird. Im Interesse der Energieeinsparung und des Klimaschutzes? Diese Frage lässt sich 
leicht beantworten. Es entsteht ein geringerer Brennstoffverbrauch durch die gekoppelte 
Erzeugung von Strom und Wärme und somit auch weniger CO2-Emission. Es handelt sich 
also um eine effizientere Technik, als wenn Strom und Wärme getrennt voneinander er-
zeugt werden.33 
Im Sinne des Gesetzes definiert sich der Begriff Kraft-Wärme-Kopplung wie folgt: "... die 
gleichzeitige Umwandlung von eingesetzter Energie in elektrische Energie und in Nutz-
wärme in einer ortsfesten Anlage"34. Ebenso werden in dem Gesetz weitere Begriffe defi-
niert, die mit der Thematik im Zusammenhang stehen. Wie im Erneuerbare-Energien-
Gesetz werden auch im Kraft-Wärme-Kopplungsgesetz Regelungen zum Anschluss der 
Anlage an das Netz sowie zur Abnahme und zur Vergütung des Stromes getroffen. Au-
ßerdem sind in diesem Gesetz die Anforderungen an zuschlagsberechtigte KWK-
Anlagen, Wärme- und Kältenetze sowie Wärme- und Kältespeicher festgehalten. Die Hö-
he der Zuschlagszahlungen ist beispielsweise von der Leistung der KWK-Anlage abhän-
gig.35 Die Bundesregierung hat zusätzlich zum KWKG Merkblätter entworfen, welche zum 
Beispiel Zulassungsvoraussetzungen für Wärme- und Kältespeicher oder Erläuterungen 
zu den Wärme- und Kältenetzen enthalten. 
3.7 Überblick Verordnungen und Gesetze zur Energieeinspa-
rung  
Als Zusammenfassung dieses dritten Kapitels soll ein abschließender Überblick der vor-
hergehend erläuterten Verordnungen und Gesetze dienen. Dazu wurde eine Übersicht 
erstellt, mit dem Gesetz bzw. der Verordnung, dem Inkrafttreten und dem Anwendungsbe-
reich sowie dem Zweck. Außerdem wurden in der Tabelle, die auf der nächsten Seite zu 
finden ist, die wichtigsten Inhaltspunkte bzw. Regelungen des jeweiligen Gesetzes oder 
der Verordnung zur Energieeinsparung festgehalten. 
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 Vgl. KWKG § 1 und § 2 
33
 Vgl. BAFA: Kraft-Wärme-Kopplung (Flyer)  
34
 Siehe KWKG § 3 
35
 Vgl. KWKG gesamt 
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Einsatz von Energie beheizt 
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- > dient der Umsetzung 
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und bestehende Gebäude) + 
gebäudetechnische Anlagen 
- Anforderungen an den 
Mindestwärmeschutz von 
Außenbauteilen 
- Regelungen über energetische 
Inspektion von Klimaanlagen 
- Vorschriften zur Erstellung 
eines Energieausweises 
EnEV 2014 -> verschärfte 
Anforderungen zur Einsparung 
von Energie (z. B.: geringerer 
Jahresprimärenergiebedarf, 
weniger Wärmeverluste, 
Ausweitung der Aushangpflicht 
von Energieausweisen, Pflicht 
zur Angabe von 
Energiekennwerten in Immobi-
lienanzeigen) 
- gesetzliche Grundlage 
der EnEV 
- ab 01.01.2021 
Neubauten nur noch als 
Niedrigenergiehäuser 
zulässig 
- bei öffentlichen Gebäu-
den gilt diese Regelung 
schon ab 01.01.2019 
- Bundesregierung kann 
Anforderungen an den 
Wärmeschutz und Kont-
rollmaßnahmen festlegen 




- Zielvorgabe: Erhöhung 
des Anteils der erneuer-
baren Energien an der 
Stromversorgung bis 
2020 auf 35%, bis 2030 
auf 50% und bis 2050 auf 
80% 
- Regelungen über die 
vorrangige Abnahme, 
Übertragung und Vertei-
lung des erzeugten 
Stroms aus erneuerbaren 
Energien 
- Regelungen zur Vergü-
tung des eingespeisten 
Stroms (€/kWh) + EEG-
Umlage 
- Anreize für Direktver-
marktung 










































Zweck: fossile Ressourcen 
schonen 
Förderung+Weiterentwicklung 
von Technologien zur Erzeu-
gung von Wärme und Kälte 
aus erneuerbaren Energien 
Minderung der Abhängigkeit 
von Energieimporten  
Energieerzeugnisse unterlie-
gen der Energiesteuer und 
elektrischer Strom der 
Stromsteuer  
-> Steuervergünstigungen 
möglich, wenn bestimmte 
Energieeinsparmaßnahmen 
getroffen wurden 
Zweck: Erhöhung des Anteils 
der Stromerzeugung aus 
Kraft-Wärme-
Kopplungsanlagen 
+Förderung des Neu- und 
Ausbaus von Wärme- und 



















- öffentliche Gebäude besit-
zen eine Vorbildfunktion im 
Rahmen des Zweckes 
- Regelungen zur Nutzpflicht 
von erneuerbaren Energien 
zur Deckung des Wärme- und 
Kälteenergiebedarfes 
- Beschreibung von Ersatz-
maßnahmen 
- Nachweispflicht über die 
Erfüllung der Anforderungen 
- Festlegungen von Kriterien 
für die Förderfähigkeit von 
Anlagen 
- Bußgeldvorschriften 
- Regelung zur Höhe der 
Strom- und Energiesteuer 
sowie zu  
Steuerentlastungen  
z. B. für Unternehmen, wenn 
diese nachweislich ein Ener-
giemanagementsystem nach 
DIN EN ISO 50001 betreiben 
-> Spitzenausgleich wird nur 
noch gewährt, wenn 
Unternehmen einen im 
Gesetz definierten Beitrag 
zur Energieeinsparung leistet 
- Regelungen zum Anschluss 
der Anlage & zur Abnahme 
und Vergütung des Kraft-
Wärme-Stroms 
- Anforderungen an 
zuschlagsberechtigte KWK-
Anlagen, Wärme- und 
Kältenetze & Wärme- und 
Kältespeicher 
Tabelle 2 - Überblick Verordnungen und Gesetze Teil 2 
Zum Abschluss des Kapitels Verordnungen und Gesetze zur Einsparung von Energie ist 
ebenso erwähnenswert, dass das im Mai 2013 geänderte Mietrecht eine Änderung zur 
energetischen Modernisierung mit sich bringt. Denn seit der Mietrechtsreform dürfen die 
Mieter für die Dauer von drei Monaten während einer energetischen Modernisierung die 
Miete nicht mindern, wenn durch die Modernisierung nachhaltig Energie eingespart wird.36 
Darüber hinaus wurden weitere energiebezogene Regelungen im neuen Mietrecht ge-
schaffen. Beispielsweise sollen energetische Ausstattungsmerkmale zukünftig bei der 
Bildung der ortsüblichen Vergleichsmiete berücksichtigt werden. Auch eine Regelung zum 
Contracting wird im neuen Mietrecht getroffen. Beauftragt der Vermieter einen gewerbli-
chen Anbieter für die Wärmelieferung, kann er diese Kosten unter bestimmten Vorausset-
                                               
36
 Vgl. Gburek, M., Die Crux mit dem neuen Mietrecht, Immobilienwirtschaft (06/2013) S. 27 
Verordnungen und Gesetze  19 
 
zungen auf die Mieter als Betriebskosten umlegen. Eine Voraussetzung ist zum Beispiel, 
dass die Kosten nicht die bisherigen Kosten der Eigenversorgung mit Wärme oder 
Warmwasser überschreiten sowie eine verbesserte Effizienz. Die Einzelheiten zum Cont-
racting werden in einer neu geschaffenen Verordnung, der Wärmelieferverordnung, gere-
gelt.37 
 
                                               
37
 Vgl. BMJ: Ein modernes Mietrecht für mehr Klimaschutz, URL: 
http://www.bmj.de/DE/Buerger/gesellschaft/Mietrecht/Mietrecht_node.html 
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4 Normen und Richtlinien 
Im folgenden Kapitel werden die zahlreichen Normen und Richtlinien, die zum Thema 
Energieeinsparung, Energieeffizienz und Energiemanagement existieren mit deren wich-
tigsten Inhaltspunkten ausführlicher betrachtet. Analog zum vorhergehenden Kapitel der 
Bachelorarbeit folgt abschließend ein zusammenfassender Überblick der erwähnten Nor-
men und Richtlinien, bevor im sechsten Kapitel eine Darstellung mit Zusammenhängen 
und Schnittstellen der einzelnen Verordnungen, Gesetze, Normen und Richtlinien die Ar-
beit abschließen wird. 
4.1 DIN-Normen 
4.1.1 DIN 4108 - Wärmeschutz und Energieeinsparung in Gebäuden 
Die DIN 4108 besteht aus mehreren Teilen. Der erste Teil, welcher Größen und Einheiten 
zum Wärmeschutz enthielt, wurde im Jahr 2011 ersatzlos zurückgezogen. Der zweite Teil 
der Norm befasst sich mit den Mindestanforderungen an den Wärmeschutz von Gebäu-
den, denn mit einem sehr guten Wärmeschutz ist es möglich, einen großen Teil der Heiz-
energiekosten zu sparen. Es werden in der DIN 4108-2 Mindestanforderungen an die 
Wärmedämmung von Bauteilen und an Bereichen von Wärmebrücken am Gebäude fest-
gelegt. Ebenso werden wärmeschutztechnische Maßnahmen bei der Planung von Ge-
bäuden beschrieben, um einen guten winterlichen Wärmeschutz zu erhalten. Zum Bei-
spiel kann der Energiebedarf des Gebäudes bereits durch eine geeignete Lage und Ge-
bäudeform vermindert werden. Erheblichere Minderungen des Energiebedarfes werden 
jedoch durch eine sehr gute Wärmedämmung der raumschließenden Bauteile, insbeson-
dere der Außenbauteile erreicht. Darüber hinaus tragen auch die Luftdichtheit des Ge-
bäudes sowie die Verminderung von Wärmebrücken zu einer Senkung des Energiebe-
darfs und somit letztendlich auch des Energieverbrauchs bei. Die DIN 4108-2 legt ebenso 
Maßnahmen bei der Planung des Gebäudes für den Wärmeschutz im Sommer fest, denn 
es soll vermieden werden, dass im Sommer unzumutbare Innentemperaturen entstehen. 
So kann zum Beispiel durch die bauliche Gestaltung, wie auskragende Dächer oder Bal-
kone, ein wirksamer Sonnenschutz transparenter Außenbauteile38 erreicht werden. Auch 
die Orientierung der Fenster in eine bestimme Himmelsrichtung und der Gesamtenergie-
durchlassgrad des transparenten Außenbauteils spielen bei dem sommerlichen Wärme-
schutz eine Rolle. Sonnenschutzvorrichtungen und Sonnenschutzgläser stellen ebenso 
                                               
38
 Dazu gehören unter anderem Fenster und feste Verglasungen. 
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ein geeignetes Mittel zur Erzielung eines guten Wärmeschutzes im Sommer dar. Des 
Weiteren werden in dem zweiten Teil der DIN 4108 Mindestwerte für Wärmedurchlasswi-
derstände von flächigen Bauteilen angegeben. Außerdem beinhaltet die Norm umfangrei-
che Erläuterungen zu den Mindestanforderungen an den sommerlichen Wärmeschutz.39 
An einigen Stellen wird in der DIN 4108-2 auf weitere Teile der Norm verwiesen. So exis-
tiert zum Beispiel ein Beiblatt 2 Wärmebrücken - Planungs- und Ausführungsbeispiele, 
welches Planungs- und Ausführungsbeispiele enthält, um eine Verminderung der Wirkung 
von Wärmebrücken zu erhalten. Dies kann beispielsweise durch das Vermeiden von stark 
gegliederten Baukörpern oder mittels einer durchgehenden Dämmung erreicht werden. 
Ebenso sind in dem Beiblatt 2 Prinzipskizzen von Anschlussdetails zu finden. Auch auf 
die DIN 4108 Teil 3 Klimabedingter Feuchteschutz, Anforderungen, Berechnungsverfah-
ren und Hinweise für die Planung und Ausführung wird im zweiten Teil der Norm verwie-
sen. Die DIN 4108-3 beinhaltet Festlegungen von feuchteschutztechnischen Anforderun-
gen sowie von Maßnahmen zur Verhinderung von Tauwasserbildung innerhalb von Bau-
teilen. Maßnahmen zum Schlagregenschutz an Wänden und Berechnungsbeispiele kön-
nen ebenfalls der DIN 4108-3 entnommen werden. Im vierten Teil der DIN 4108 Wärme- 
und feuchteschutztechnische Bemessungswerte werden wärme- und feuchteschutztech-
nische Bemessungswerte für Bauteile festgelegt, beispielsweise für werksgefertigte Wär-
medämmstoffe, Fenster oder Dachoberlichter. Der sechste Teil der DIN-Norm Berech-
nung des Jahresheizwärme- und Jahresheizenergiebedarfs beschreibt Begriffe zur Wär-
mebilanz eines Gebäudes sowie das Verfahren zur Berechnung des Jahresheizwärme- 
und Jahresheizenergiebedarfs. Die Anforderungen für die Einhaltung der Luftdichtheit von 
Gebäuden beinhaltet der Teil 7 der DIN 4108 Luftdichtheit von Gebäuden - Anforderun-
gen, Planungs- und Ausführungsbeispiele. Es werden Bauprodukte aufgezeigt, die für 
eine dauerhafte Luftdichtheit des Gebäudes geeignet sind. Im zehnten Teil der DIN 4108 
befinden sich Regelungen über anwendungsbezogene Anforderungen an werksmäßig 
hergestellte Wärmedämmstoffe für Gebäude. Es erfolgt hierbei eine Verknüpfung der in 
den DIN-Normen 13162 - 13171 angegebenen Eigenschaften mit geltenden anwen-
dungsbezogenen Anforderungen. Außerdem werden Festlegungen zur Qualitätssicherung 
von Wärmedämmstoffen getroffen. Damit wurden die wichtigsten Teile der Normenreihe 
DIN 4108 kurz beschrieben.  
4.1.2 DIN EN 15316 Heizungsanlagen in Gebäuden - Verfahren zur Be-
rechnung der Energieanforderungen und Nutzungsgrade der An-
lagen 
Die DIN EN 15316 ist eine europäische Norm und besteht aus mehreren Teilen. Im ersten 
Teil, dem allgemeinen Teil der Normreihe "... sind Berechnungsverfahren zu Energiean-
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 Vgl. DIN 4108-2 (gesamt) 
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forderungen und Wirkungsgrade von Raumheizungen und Trinkwassersystemen festge-
legt"40. Diese Berechnungsverfahren finden unter anderem Anwendung für die Beurteilung 
über die Einhaltung von Energiezielen, bei der Optimierung der Energieeffizienz von ge-
planten Gebäuden oder bei der Darstellung von Energieeffizienzniveaus von bestehenden 
Gebäuden. Ebenso können mittels der in der DIN EN 15316 beschriebenen Berech-
nungsverfahren Auswirkungen von Energieeinsparmaßnahmen beurteilt werden. Inner-
halb dieser Norm werden Strukturen für die Berechnung des Energiebedarfs von Raum-
heizungsanlagen und Trinkwasseranlagen festgelegt. Durch das Erkennen von Energie-
verlusten und das Bestimmen der Energieeffizienz von Anlagen wird die energetische 
Analyse von Anlagenteilen erleichtert. Zunächst einmal werden im allgemeinen Teil der 
Norm Begriffe und Symbole für die Berechnung des Energiebedarfs näher erläutert. 
Ebenso befinden sich in der DIN EN 15316-1 eine Kurzbeschreibung des Berechnungs-
verfahrens sowie Erläuterungen zur Energieberechnung für Raumheiz- und Trinkwasser-
systeme.41  
Die anderen Teile der Norm beschäftigten sich mit speziellen Berechnungsverfahren für 
diverse Anlagenteile von Heizungsanlagen. Auf alle einzelnen einzugehen, würde den 
vorgesehenen Umfang dieser Bachelorarbeit übersteigen, aus diesem Grund folgt ledig-
lich ein Überblick der verbleibenden Teile der DIN EN 15316. 
Teil Bezeichnung 
2-1 Wärmeübergabesysteme für die Raumheizung 
2-3 Wärmeverteilsysteme für die Raumheizung 
3-1 Trinkwassererwärmung, Charakterisierung des Bedarfs (Zapfprogramm) 
3-2 Trinkwassererwärmung, Verteilung 
3-3 Trinkwassererwärmung, Erzeugung 
4-1 Wärmeerzeugung für die Raumheizung, Verbrennungssysteme 
4-2 Wärmeerzeugung für die Raumheizung, Wärmepumpsysteme 
4-3 Wärmeerzeugung für die Raumheizung; thermische Solaranlagen 
4-4 Wärmeerzeugungssysteme, gebäudeintegrierte KWK-Anlagen 
4-5 Wärmeerzeugung für die Raumheizung, Leistungsdaten und 
  Effizienz von Nah- und Fernwärmesystemen 
4-6 Wärmeerzeugungssysteme, photovoltaische Systeme 
4-7 Wärmeerzeugung für die Raumheizung, Biomassewärmeerzeuger 
4-8 Wärmeerzeugung von Warmluft- und Strahlungsheizsystemen 
Tabelle 3 - Teile DIN EN 15316 
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 Siehe DIN EN 15316-1 Einleitung 
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 Vgl. DIN EN 15316-1 (gesamt) 
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4.1.3 DIN EN ISO 13790 - Energieeffizienz von Gebäuden - Berechnung 
des Energiebedarfs für Heizung und Kühlung 
Die DIN EN ISO 13790 ist ein Teil einer Reihe von Normen, welche das Ziel verfolgen, 
eine harmonisierte Verfahrensweise zur Bestimmung der Energieeffizienz von Gebäuden 
auf europäischer Ebene zur Verfügung zu stellen. Diese internationale Norm unterstützt 
mit ihren Inhalten die Anforderungen der EU-Richtlinie über die Gesamtenergieeffizienz 
von Gebäuden, welche im Rahmen der Richtlinien in diesem Kapitel näher erläutert wird. 
Die Norm beinhaltet "... einen Satz zusammenhängender, jedoch unterschiedlich ausführ-
licher Berechnungsverfahren zum Energiebedarf für die Raumheizung und -kühlung eines 
Gebäudes und zum Einfluss der rückgewinnbaren thermischen Verluste technischer Ge-
bäudeausrüstungen, wie z. B. der Heiz- und Kühlanlagen."42 Sie ist in Kombination mit 
weiteren DIN-Normen, die in einem Zusammenhang mit der Energieeffizienz von Gebäu-
den stehen, anwendbar. An vielen Stellen wird auf diese Normen verwiesen und im An-
hang befindet sich eine Tabelle mit normativen Verweisen der einzelnen Abschnitte der 
DIN EN ISO 13790. Zum einen ist die Norm beispielsweise für einen Vergleich der Ener-
gieeffizienz bei verschiedenen Alternativen zur Bemessung eines geplanten Gebäudes 
oder für die Darstellung von Energieeffizienzniveaus anwendbar. Zum anderen kann die 
internationale Norm aber auch zur Beurteilung von Energieeinsparmaßnahmen und deren 
Auswirkungen und zur Abschätzung des zukünftigen Bedarfs an Energieressourcen an-
gewendet werden. Zu den erforderlichen Haupteingangsdaten der Norm zählen unter an-
derem transmissions- und lüftungsbezogene Eigenschaften, Wärmeerträge durch innere 
Wärmequellen und solare Eigenschaften, Klimadaten sowie Beschreibungen des Gebäu-
des und dessen gebäudetechnischen Anlagen. Bei den wichtigsten Ausgangsdaten han-
delt es sich um den jährlichen Heizwärme- und Kühlbedarf und den jährlichen Energiebe-
darf für die Raumheizung und -kühlung. Außerdem kann mit Hilfe der Norm die Länge der 
Heiz- und der Kühlperiode bestimmt werden. Zusätzliche Ausgangsdaten stellen unter 
anderem monatsbezogene Werte des Energiebedarfs, der Beitrag passiver solarer Wär-
meeinträge sowie Anlagenverluste, welche im Gebäude zurückgewonnen werden, dar. 
Die in der Norm beschriebenen Berechnungsverfahren gelten sowohl für Wohngebäude 
als auch für Nichtwohngebäude.43 
Bevor jedoch die Berechnungsverfahren näher erläutert werden, erfolgen zahlreiche Defi-
nitionen der Begriffe, welche in einem Zusammenhang mit der Norm stehen, wie zum 
Beispiel rückgewinnbarer thermischer Verlust, innere und solare Wärmeeinträge oder 
Heiz- und Kühlperiode. Das in der DIN EN ISO 13790 beschriebene Verfahren beinhaltet 
die Berechnung der Wärmeübertragung der Gebäudezonen durch Transmission und Lüf-
tung, der inneren und solaren Wärmequellen sowie des Jahresenergiebedarfs für die Hei-
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 Siehe DIN EN ISO 13790 Einleitung 
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 Vgl. DIN EN ISO 13790 Einleitung und Anwendungsbereich 
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zung und Kühlung von Gebäuden. Im Gebäude können verschiedenartige Zonen mit un-
terschiedlichen Solltemperaturen existieren. Der Berechnungszeitraum beträgt entweder 
einen Monat oder eine Stunde. Bei Wohngebäuden kann sich der Berechnungszeitraum 
aber auch auf die Heiz- und/oder Kühlperiode beziehen. Der Anhang der Norm umfasst 
neben den bereits erwähnten normativen Verweisen klimabezogene Daten, Gleichungen 
für ein vereinfachtes Stundenverfahren sowie ein Beispiel für ein vereinfachtes Stunden- 
und Monatsverfahren.44 
4.1.4 DIN EN 15232 - Energieeffizienz von Gebäuden - Einfluss von 
Gebäudeautomation und Gebäudemanagement 
Die europäische Norm DIN EN 15232 wurde vom Technischen Komitee "Gebäudeauto-
mation und Gebäudemanagement" erarbeitet, um Verfahren zur Abschätzung, wie sich 
Gebäudeautomationssysteme sowie Maßnahmen des technischen Gebäudemanage-
ments auf die Energieeffizienz und den Energieverbrauch von Gebäuden auswirken, zu 
entwickeln. In der Norm wird ein Verfahren zur Abschätzung von Energiesparfaktoren 
festgelegt, welche in Verbindung mit der energetischen Bewertung von Gebäuden ver-
wendet werden können. Unter anderem ist in der europäischen Norm eine strukturierte 
Liste mit Funktionen der Gebäudeautomation und des technischen Gebäudemanage-
ments zu finden, die die Energieeffizienz von Gebäuden beeinflussen. Des Weiteren wird 
in der Norm ein Verfahren zur Definition von Mindestanforderungen festgelegt, die in Ge-
bäuden hinsichtlich der Gebäudeautomationsfunktionen sowie der Funktionen des techni-
schen Gebäudemanagements umzusetzen sind.45 
Zu Beginn der DIN EN 15232 werden wiederum einige Begriffe definiert, die für die An-
wendung der Norm von Bedeutung sind. Im fünften Punkt werden die Auswirkungen der 
Gebäudeautomationssysteme und des technischen Gebäudemanagements auf die Ener-
gieeffizienz von Gebäuden näher erläutert. Zunächst einmal erhält der Leser in diesen 
Punkt allgemeine Informationen. Demzufolge ermöglichen Systeme der Gebäudeautoma-
tion wirksame Regelfunktionen von Geräten unter anderem für die Beheizung, Kühlung, 
Beleuchtung, Trinkwassererwärmung und Kühlung. Diese Funktionen führen zu einer 
Verbesserung der Energieeffizienz und des Betriebsverhaltens. Mittels integrierter Ein-
sparfunktionen und -programme werden ein unnötiger Energieverbrauch sowie unnötige 
CO2 - Emission vermieden. Im Rahmen des technischen Gebäudemanagements erfolgt 
die Lieferung von Informationen zum Betrieb, zur Wartung und zum Energiemanagement 
von Gebäuden. Innerhalb des Energiemanagements werden Anforderung an die Auf-
zeichnung, Überwachung, Optimierung und Bestimmung der Energieeffizienz bereitges-
tellt. Ebenso enthält dieser Abschnitt der Norm die bereits erwähnte Tabelle mit der Be-
                                               
44
 Vgl. DIN EN ISO 13790 (gesamt) 
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 Vgl. DIN EN 15232 Einleitung und Anwendungsbereich 
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schreibung von Funktionen des technischen Gebäudemanagements sowie der Gebäude-
automation, die sich auf die Energieeffizienz von Gebäuden auswirken. Weiterhin legt die 
Norm vier Gebäudeautomations-Effizienzklassen fest (GA-Effizienzklassen). Dabei ent-
spricht die Klasse A hoch energieeffizienten Gebäudeautomationssystemen und techni-
schem Gebäudemanagement. Bis zur Klasse D werden weitere Abstufungen vorgenom-
men. Die Klasse D entspricht nicht energieeffizienten Gebäudeautomationssystemen, 
welche zu modernisieren sind. In neuen Gebäuden dürfen derartige Systeme nicht einge-
baut werden. Die DIN EN 15232 enthält eine Liste mit Funktionen und deren Zuordnung 
zu den Klassen der GA-Energieeffizienz. Im sechsten Teil der Norm erfolgt eine Be-
schreibung des Verfahrens zur Berechnung der Auswirkungen eines GA-Systems auf die 
Energieeffizienz von Gebäuden. Im Anhang wird dies letztendlich noch ausführlicher dar-
gestellt.46 
4.1.5 DIN EN 15459 - Energieeffizienz von Gebäuden - Wirtschaftlich-
keitsberechnungen für Energieanlagen in Gebäuden 
Die DIN EN 15459 wurde von dem Technischen Komitee "Heizsysteme in Gebäuden" 
erarbeitet. Die europäische Norm beinhaltet die Beschreibung eines Verfahrens zur Wirt-
schaftlichkeitsberechnung von Heizungsanlagen. Das Verfahren beruht auf Daten anderer 
Systeme, welche den Energiebedarf von Heizungsanlagen beeinflussen können. Ange-
wendet werden kann das Verfahren zum Beispiel für die Beurteilung der wirtschaftlichen 
Machbarkeit der Energieeinsparmöglichkeit im Gebäude sowie für die Gegenüberstellung 
von verschiedenen Energieeinsparmöglichkeiten.47 
In der DIN EN 15459 wird also für Heizungsanlagen und andere Systeme, die in den 
Energiebedarf und -verbrauch eines Gebäudes einbezogen sind, ein Berechnungsverfah-
ren mit wirtschaftlichen Gesichtspunkten beschrieben. Bevor das Berechnungsverfahren 
näher erläutert wird, erfolgt eine Definition der Begriffe, die für die Wirtschaftlichkeitsbe-
rechnung benötigt werden. Unter anderem werden in diesem Zusammenhang verschie-
dene Kostenarten, der Begriff Barwertfaktor und Restwert näher erläutert. Außerdem 
enthält die Norm eine Abbildung, welche den Zusammenhang der verschiedenen Kosten-
arten darstellt. Dementsprechend zählen die Kosten für die Raumheizung, Trinkwasser-
erwärmung und Lüftung sowie die Kosten für sonstige Energieanwendung zu den jährli-
chen Kosten für den Energieverbrauch und somit zu den variablen Kosten. Dem gegenü-
ber stehen die Investitionskosten, wozu beispielsweise Kosten für die Wärmedämmung 
oder Teile des Energiesystems zählen. Des Weiteren werden in der DIN EN 15459 For-
meln für grundlegende Berechnungen, wie zum Beispiel für den Diskontzinssatz oder die 
Annuitätenberechnung, aufgezeigt. Anschließend werden die Grundregeln des Verfahrens 
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zur Berechnung der Wirtschaftlichkeit der Energieanlagen in Gebäuden beschrieben. Im 
Anhang der Norm befinden sich darüber hinaus unter anderem Wirtschaftlichkeitsdaten 
für Energiesysteme48, Systembeschreibungen der Energieanlagen sowie Beispielrech-
nungen.49 
4.1.6 DIN EN 15603 - Energieeffizienz von Gebäuden - Gesamtenergie-
bedarf und Festlegung von Energiekennwerten 
Es existiert eine Vielzahl von Anlässen zur Energiebewertung von Gebäuden. Zum Bei-
spiel ist diese notwendig, um abzuschätzen, ob Bauvorschriften in Form einer Begren-
zung des Energiebedarfs oder anderer damit zusammenhängender Größen eingehalten 
werden. Ebenso ist eine Energiebewertung des Gebäudes hilfreich für die Überwachung 
der Energieeffizienz des Objektes sowie dessen gebäudetechnischer Anlagen. Auch bei 
der Planung von Energieeinsparmaßnahmen ist die energetische Bewertung des Gebäu-
des von Vorteil. Die DIN EN 15603 "legt einen allgemeinen Rahmen für die Bewertung 
des Gesamtenergiebedarfs eines Gebäudes und die Berechnung der Energiekennwerte 
hinsichtlich der Primärenergie, der CO2-Emission oder der durch die nationale Energiepo-
litik festgelegten Parameter fest."50 Es erfolgt ein Vorschlag für zwei Haupttypen von 
Energiekennwerten von Gebäuden. Zum einen handelt es sich dabei um Energiebedarfs-
kennwerte und zum anderen um Energieverbrauchskennwerte. Die beiden Kennwerte 
können jedoch nicht direkt miteinander verglichen werden, aufgrund der unterschiedlichen 
Ermittlungsverfahren.51 
Zweck der DIN EN 15603 ist es unter anderem, Ergebnisse aus anderen Normen, in wel-
chen bereits der Energiebedarf für Versorgungen des Gebäudes errechnet wird, zusam-
menzustellen. Außerdem soll die erzeugte Energie bestimmt werden, die "teilweise für 
den Verbrauch an anderer Stelle nach außen abgegeben werden kann"52. Darüber hinaus 
gilt es im Rahmen der Norm, auf Grundlage der Primärenergie und der CO2-Emission 
Energiekennwerte festzulegen sowie allgemeine Grundsätze zur Bestimmung des Pri-
märenergiefaktors und des Koeffizienten für die CO2-Emission. Die Norm bietet die Be-
schreibung eines Verfahrens zur Berechnung eines Standard-Energiebedarfskennwertes, 
der nicht vom Verbrauchsverhalten des Nutzers und anderen tatsächlichen Eigenschaften 
abhängig ist. Ebenso stellt die DIN EN 15603, welche vom europäischen Komitee "Ener-
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getische Bewertung von Gebäuden-Projektgruppe" erarbeitet wurde, ein Verfahren zur 
Beurteilung der Energieeffizienz von Energieeinsparmaßnahmen in Gebäuden zu Verfü-
gung. Im Gegensatz zu anderen Normen, die sich mit Verfahren zur Berechnung der 
Energieeffizienz beschäftigen, wie beispielsweise die einzelnen Teile der DIN EN 15316, 
wird in dieser Norm die Energieeffizienz eines Gebäudes im Ganzen betrachtet. Am An-
fang der Norm werden wie bereits aus anderen Normen bekannt zahlreiche Begriffe und 
Symbole definiert, welche für die weiteren Ausführungen von Bedeutung sind, wie zum 
Beispiel Hilfsenergie, Primärenergie oder solare Bestrahlung. Im Rahmen der Norm wer-
den auch die Versorgungsarten aufgeführt, die in die Bewertung der Energie eines Ge-
bäude einbezogen werden müssen. Dazu zählt die Heizung, die Kühlung und Entfeuch-
tung, die Lüftung und Befeuchtung sowie die Warmwasserbereitung. Ob die Beleuchtung 
in die Berechnung einbezogen wird, wird von den nationalen Körperschaften entschieden. 
Nach den allgemeinen Informationen folgen eine Beschreibung des Verfahrens zur Be-
rechnung des Energiebedarfskennwertes und anschließend Hinweise zum Energiever-
brauchskennwert. Ebenso erhält der Leser Erklärungen zu gewichteten Energiekennwer-
ten. Im Anhang der DIN EN 15603 wird unter anderem ein Verfahren zum Zusammentra-
gen von Gebäudedaten beschrieben und eine Beispielrechnung aufgeführt. Außerdem 
befindet sich im Anhang der Norm eine Tabelle mit Primärenergiefaktoren und Koeffizien-
ten für die CO2-Produktion, die verwendet werden können, wenn national keine Werte 
festgelegt wurden.53  
Aufgrund der bereits erwähnten EU-Gebäuderichtlinie vom 19.05.2010 ist es vorgesehen, 
diese Norm ab Juli 2013 zu überarbeiteten. 
4.1.7 DIN EN 15217 - Energieeffizienz von Gebäuden - Verfahren zur 
Darstellung der Energieeffizienz und zur Erstellung des Energie-
ausweises 
Anknüpfend an die DIN EN 15603 bietet die DIN EN 15217 "geeignete Verfahren zur Dar-
stellung der Energieeffizienz von Gebäuden"54 Die Norm legt unter anderem Gesamt-
kennwerte zur Darstellung der Energieeffizienz fest. Dabei werden verschiedene Kenn-
werte berücksichtigt. Außerdem legt die Norm Optionen zur Darstellung von energiebezo-
genen Anforderungen an die Planung von Neubauten oder die Sanierung von bestehen-
den Gebäuden fest. Ebenso werden verschiedene Möglichkeiten zur Erstellung des Ener-
gieausweises von Gebäuden näher betrachtet. 
Auch bei dieser Norm ist es nötig, dem Anwender vorab einige Begriffe näher zu bringen. 
Es wird darauf hingewiesen, dass für die Anwendung der Norm ebenso die Begriffe der 
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DIN EN 15603 gelten. Darüber hinaus werden unter anderem die Begriffe Energieaus-
weis, flächenbezogener Energieeffizienzwert und konditionierter Raum erklärt. Demzufol-
ge handelt es sich bei konditionierten Räumen um beheizte oder gekühlte Räume. Im 
Folgenden gibt die Norm Auskunft zum flächenbezogenen Energieeffizienzwert. Demnach 
errechnet sich der Energieeffizienzwert EP aus dem nach DIN EN 15603 berechneten 
Energiekennwert, geteilt durch die konditionierte Fläche AC. Dieser Wert sollte kleiner oder 
gleich dem Wert EPr, sein, bei dem es sich um einen Grenzwert handelt, welcher durch 
die Anforderung bestimmt wird. Ebenso werden in der Norm Aussagen zu Bezugswerten 
getätigt, welche zur Anwendung kommen, wenn die Energieeffizienz eines Objektes mit 
der eines ähnlichen Gebäudes verglichen wird. Weitere wichtige Regelungen befinden 
sich im achten Abschnitt der DIN EN 15217, in dem das Verfahren für die Erstellung des 
Gebäudeenergieausweises erläutert wird. Der Leser erhält Informationen zum Inhalt des 
Verfahrens und zum Inhalt des Energieausweises. Der Energieausweis sollte verwal-
tungstechnische Daten (Verweis, welches Verfahren angewendet wurde, Anschrift des 
Gebäudes, Datum und verantwortliche Person der Ausstellung) sowie technische Daten 
(Art des angegebenen Kennwertes, Gesamtkennwert zur Darstellung der Energieeffi-
zienz, Angaben zur Energieeffizienz, Empfehlungen zu Verbesserungen, optional Ener-
gieeffizienzklasse) enthalten. Bei der Art des angegebenen Kennwertes kann es sich um 
einen Standard-Energiebedarfskennwert, einen Energieverbrauchskennwert oder um bei-
des handeln. Darüber hinaus kann der Energieausweis auch eine Energieeffizienzklasse 
enthalten, dabei reicht die Skala von A (höchste Energieeffizienz) bis zu G (niedrigste 
Energieeffizienz). Empfehlungen im Energieausweis können zum Beispiel durch Verbes-
serungsmaßnahmen an der Gebäudehülle oder an technischen Anlagen dargestellt wer-
den. Im Anhang der Norm befinden sich unter anderem drei Beispiele für die Form eines 
solchen Energieausweises.55 
4.1.8 DIN EN 16212 - Energieeffizienz- und -einsparberechnung - Top-
Down- und Bottom-Up-Methoden 
Um die Energieeffizienz zu verbessern und die Nutzung von erneuerbaren Energiequellen 
auszubauen, haben die europäischen Länder eine Politik für die Umsetzung dessen ein-
geführt. Infolge der Formulierung von energetischen Zielen wurde eine "Harmonisierung 
von Überwachungs- und Bewertungsmethoden für Energieeinsparungen auf internationa-
ler und europäischer Ebene"56 notwendig. Betrachtet werden in der DIN EN 16212 die 
Top-Down-Berechnungsmethode, welche auf energiebezogenen Kenngrößen basiert und 
die Bottom-Up-Methode, welche Endnutzer-Aktivitäten sowie Unterstützungsmaßnahmen 
zur Steigerung der Energieeffizienz berücksichtigt. Die DIN EN 16212 bietet einen allge-
meinen Rahmen für die Energieeffizienz- und Einsparberechnungen mittels der eben be-
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schriebenen Methoden. Diese Norm ist allerdings nicht nur für die Energieeinsparung von 
Gebäuden anwendbar, sondern der allgemeine Ansatz gilt ebenso für Energieeinsparun-
gen von Fahrzeugen, Geräten und industriellen Prozessen. Wichtig ist dabei zu erwäh-
nen, dass die Norm nicht für Einsparberechnungen einzelner Haushalte oder Unterneh-
men vorgesehen ist. 
Bevor die Merkmale der Bottom-Up- und der Top-Down-Methode näher beschrieben wer-
den, erfolgt die Erklärung einiger notwendiger Begriffe, wie beispielsweise Anpassungs-
faktor, Unterstützungsmaßnahme oder Normalisierung. Anschließend werden beide Be-
rechnungsverfahren ausführlich beschrieben, inklusive Hinweisen, was bei der Anwen-
dung zu beachten ist, wobei festzuhalten ist, dass es derzeit nicht vorgesehen ist, die Me-
thoden in einem Berechnungssystem zu kombinieren. Der Anhang der europäischen 
Norm bietet unter anderem Beispiele für Energieeffizienzkenngrößen für den Wohnsektor, 
den Transportsektor oder den Dienstleistungssektor. Außerdem liefert der Anhang ein 
Beispiel für die Bottom-Up-Anwendung für Gebäude.57 
4.1.9 DIN EN 16247 - Energieaudits 
Ein Energieaudit ist ein hilfreiches Mittel um die Energieeffizienz einer Organisation58 zu 
verbessern. Dabei spielt es keine Rolle von welcher Art oder welcher Größe die Organisa-
tion ist. In der DIN EN 16247, welche aus vier Teilen besteht, werden Merkmale eines 
qualitativ guten Energieaudits beschrieben.59 
Im ersten Teil der europäischen Norm werden die für alle Energieaudits geltenden Anfor-
derungen näher behandelt. Aber worum handelt es sich eigentlich bei einem Energieaudit 
überhaupt? Auf diese Frage gibt die Norm eine Antwort im dritten Abschnitt, in welchem 
die Begriffe für die Anwendung der DIN EN 16247-1 definiert werden. Ein Energieaudit ist 
demnach eine "systematische Inspektion und Analyse des Energieeinsatzes und des 
Energieverbrauches einer Anlage, eines Gebäudes, eines Systems oder einer Organisati-
on mit dem Ziel, Energieflüsse und das Potenzial für Energieeffizienzverbesserungen zu 
identifizieren und über diese zu berichten."60 Nach den Begriffserklärungen gibt die Norm 
Auskunft bezüglich der Qualitätsanforderungen eines Energieauditors und des Ener-
gieauditprozesses, welcher angemessen, vollständig, repräsentativ, rückverfolgbar sowie 
zweckdienlich sein sollte. Der Energieauditor solle dementsprechend angemessen qualifi-
ziert sein sowie vertraulich mit Informationen umgehen und die Interessen der Organisa-
                                               
57
 Vgl. DIN EN 16212 (gesamt) 
58
 Eine genaue Erläuterung des Begriffes Organisation erfolgt im fünften Kapitel der Arbeit. 
59
 Vgl. DIN EN 16247-1  Einleitung 
60
 Siehe DIN EN 16247-1  Begriffe (3.1) 
Normen und Richtlinien  30 
 
tionen objektiv behandeln. Auch über die Elemente des Energieauditprozesses gibt die 
DIN EN 16247-1 Auskunft. An erster Stelle steht demzufolge der einleitende Kontakt, in 
dem der Energieauditor mit der Organisation einige Dinge, welche die zukünftige Zusam-
menarbeit betreffen, vereinbaren sowie Informationen erfragen sollte. Anschließend folgt 
laut der Norm die Auftakt-Besprechung, welche das Ziel verfolgt, alle Interessierten über 
Ziele, Anwendungsbereich und Grenzen des Energieaudit aufzuklären und die praktische 
Gestaltung dessen abzustimmen. Im nächsten Schritt des Energieaudits erfolgt die Da-
tenerfassung. Dabei sollte der Energieauditor unter anderem alle Energie verbrauchenden 
Systeme, Prozesse und Einrichtungen sowie charakteristische Merkmale des Objektes 
und historische Daten wie den Energieverbrauch erfassen. Nach der Datenerfassung folgt 
laut Norm der Außeneinsatz, bei dem das zu prüfende Objekt inspiziert werden soll. Ein 
weiteres Element des Energieauditprozesses ist die Analyse des auditierten Objektes. 
Dabei sollten die aktuelle Situation bezüglich der energiebezogenen Leistungen beurteilt 
sowie Maßnahmen zur Verbesserung der Energieeffizienz bestimmt werden. Anschlie-
ßend hat der Energieauditor einen Bericht anzufertigen, in welchem die Ergebnisse des 
Energieaudit festgehalten werden. Der Bericht sollte eine Zusammenfassung mit der 
Rangfolge der Möglichkeiten zur Steigerung der Energieeffizienz und den vorgeschlage-
nen Umsetzungsmaßnahmen sowie einige Hintergrundinformationen zum auditierten Ob-
jekt enthalten. Außerdem sollte Bestandteil des Berichts eine Beschreibung des Energie-
audits, eine Analyse des Energieverbrauches sowie eine Beschreibung der vorgeschla-
genen Maßnahmen zur Verbesserung der Energieeffizienz sein. Das letzte Element eines 
Energieaudits stellt die Abschlussbesprechung dar, in welcher der Energieauditor den 
eben beschriebenen Bericht übergibt und die Ergebnisse des Energieaudits präsentiert.61 
Darüber hinaus existieren noch drei weitere Teile der DIN EN 16247, welche spezielle 
Anforderungen an Energieaudits beschreiben. Der zweite Teil Gebäude beschäftigt sich 
mit den Anforderungen an Energieaudits in Gebäuden. Es handelt sich bei der DIN EN 
16247-2 um einen Norm-Entwurf, der der Öffentlichkeit zur Prüfung und Stellungnahme 
am 22.10.2012 vorgelegt wurde. Die Energieaudits können das gesamte Gebäude, Teile 
des Gebäudes oder ein technisches System betreffen. Der Energieauditor eines Gebäu-
des sollte spezielles Wissen vorweisen, wenn dies der Anwendungsbereich des Energie-
audits fordert, wie zum Beispiel Kenntnisse über die Gebäudehülle, Heizung, Kühlung, 
Raumlufttechnik, Gebäudeautomation, Kraft-Wärme-Kopplung und Sonnenschutzausrüs-
tungen. Nach den Anforderungen an den Energieauditor werden in der DIN EN 16247-2 
die speziellen Anforderungen des Energieaudits in Gebäuden erläutert. Lediglich die Ab-
schlussbesprechung enthält keine zusätzlichen Anforderungen gegenüber den allgemei-
nen Anforderungen aus dem ersten Teil der Norm. Alle anderen Elemente des Ener-
gieauditprozesses enthalten spezielle Anforderungen. Im Anhang der Norm befindet sich 
unter anderem ein Ablaufdiagramm eines Energieaudits, Beispiele für Parteien eines 
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Energieaudits in Gebäuden, eine Checkliste für den Außeneinsatz bei einem Energieaudit 
in Gebäuden sowie Beispiele für die Analyse des Energieeinsatzes in Gebäuden. Außer-
dem beinhaltet der Anhang Beispiele für Möglichkeiten zur Verbesserung der Energieeffi-
zienz in Gebäuden und ein Beispiel für einen Bericht eines Energieaudits in Gebäuden.62 
Der dritte Teil der Norm Prozesse ist ebenso ein Norm-Entwurf und beschäftigt sich mit 
den Merkmalen eines Energieaudits an einem Industriestandort. An diesem wird Energie 
beispielsweise für den operativen Betrieb der Herstellungsverfahren oder andere Be-
triebsabläufe genutzt. Ein Energieaudit an einem Industriestandort ist ein hilfreiches In-
strument zur Verwaltung der Energie und kann Bestandteil eines Energiemanagement-
systems sein.63 
Im vierten Teil der DIN EN 16427 Transport werden die Abläufe des Energieaudits ergän-
zend zum ersten allgemeinen Teil der Norm von Transportsystemen beschrieben. Das 
Dokument gilt für verschiedene Transportarten und Entfernungen sowie auch für ver-
schiedene Transportgüter. Hilfe bietet die Norm bei der Wahl der geeignetsten Transport-
art für die jeweilige Situation sowie bei der energiebezogenen Optimierung der Transport-
art.64 
Während des einleitenden Kontakts wird festgelegt, welcher Teil der DIN EN 16247 zur 
Anwendung kommen wird. 
4.1.10 DIN V 18599 - Energetische Bewertung von Gebäuden - Be-
rechnung des Nutz-, End- und Primärenergiebedarfs für Heizung, 
Kühlung, Lüftung, Trinkwasser und Beleuchtung 
Bei der DIN V 18599 handelt es sich um eine Vornormenreihe, welche noch nicht als 
Norm freigegeben wurde und ein Bewertungsverfahren der Energieeffizienz von Gebäu-
den zur Verfügung stellt. Mittels der Berechnungen können alle "... Energiemengen, die 
zur bestimmungsgemäßen Heizung, Warmwasseraufbereitung, raumlufttechnischen Kon-
ditionierung und Beleuchtung von Gebäuden notwendig sind"65, beurteilt werden. Ebenso 
können mit Hilfe des Verfahrens der langfristige Energiebedarf von Gebäuden und die 
Einsatzmöglichkeiten von erneuerbaren Energien abgeschätzt werden. Dabei ist es nicht 
von Bedeutung, ob es sich um einen Neubau, ein bestehendes Gebäude oder um Bau-
maßnahmen im Bestand handelt. Das Berechnungsverfahren ist für alle Arten gleicher-
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maßen bestimmt. Die nachfolgende Tabelle zeigt einmal alle Teile der Vornormenreihe 
auf. 
Teil Bezeichnung 
1 Allgemeine Bilanzierungsverfahren, Begriffe, Zonierung  
und Bewertung der Energieträger 
2 Nutzenergiebedarf für Heizen und Kühlen von Gebäudezonen 
3 Nutzenergiebedarf für energetische Luftaufbereitung 
4 Nutz- und Endenergiebedarf für Beleuchtung 
5 Endenergiebedarf von Heizsystemen 
6 Endenergiebedarf von Lüftungsanlagen, Luftheizungen 
und Kühlsystemen für den Wohnungsbau  
7 Endenergiebedarf von Raumlufttechnik- und Klimakältesystemen für  
den Nichtwohnbau 
8 Nutz- und Endenergiebedarf von Warmwasserbereitungssystemen 
9 End- und Primärenergiebedarf von stromproduzierenden Anlagen 
10 Nutzungsrandbedingungen, Klimadaten 
11 Gebäudeautomation  
Beiblatt 1 Bedarfs-/ Verbrauchsabgleich 
Beiblatt 2 Beschreibung der Anwendung von Kennwerten aus der DIN V 18599 
bei Nachweisen des Gesetzes zur Förderung Erneuerbarer Energien 
im Wärmebereich (EEWärmeG) 
Tabelle 4 - Teile DIN V 18599 
Einen guten Überblick der Inhalte der vielen Teile der DIN V 18599 bietet auch die nach-
stehende Abbildung aus der Einleitung des ersten Teils der Norm. Hierbei wird bildlich 
deutlich, für welche Anlagen des Gebäudes die DIN V 18599 Berechnungsverfahren zur 
Verfügung stellt. 
 
Abbildung 4 - Übersicht über die Teile der DIN V 18599 
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Auf alle Teile der Norm näher einzugehen würde den vorgesehenen Umfang der Bache-
lorarbeit enorm übersteigen. Aus diesem Grund wird lediglich der erste Teil der Vornor-
menreihe etwas näher betrachtet und für die anderen Teile sollten die Tabelle und die 
Abbildung genügen. 
Zu Beginn des ersten Teils der DIN V 18599 werden zunächst wie gewohnt Begriffe, 
Symbole und Einheiten definiert. In diesem Zusammenhang werden unter anderem die 
Begriffe Primärenergiebedarf, Endenergiebedarf, Nutzenergiebedarf, Zone, Geschosshö-
he und Energieeffizienz erklärt. Darüber hinaus wird die Systematik der Indizierung mit 
Hilfe einer Abbildung erläutert. Auch die Eingangsgrößen aus den anderen Vornormentei-
len werden mit der Bedeutung und dem dazugehörigen Symbol in einer Tabelle aufge-
zeigt. Anschließend erhält der Anwender allgemeine Informationen zur energetischen 
Bilanzierung. Zum Beispiel ist es wichtig, vor der energetischen Bilanzierung das Gebäu-
de in Zonen zu unterteilen. Im Anschluss folgen ausführliche Informationen zur Bilanzie-
rung der Nutzenergie sowie zur Bilanzierung der Verluste für Übergabe, Verteilung und 
Speicherung. Ebenso wird die Bilanzierung der Endenergie detailliert erläutert sowie eine 
Gleichung für die Primärenergie dargestellt. Nachfolgend werden spezielle Regelungen 
zur Zonierung von Gebäuden erklärt. Am Ende der Norm wird die Vorgehensweise bei der 
Bilanzierung mit Hilfe einer Abbildung der einzelnen Schritte inklusive dazugehöriger Er-
läuterungen beschrieben, zum einen für den allgemeinen Fall und zum anderen für 
Wohngebäude. Der Anhang der DIN V 18599-1 enthält Informationen zur Ermittlung des 
Primärenergiefaktors sowie zur Umrechnung des Energiegehaltes von Energieträgern und 
Festlegungen zur Berechnung bei kombinierter Wärmeerzeugung.66 
Das Beiblatt 1 der Vornormenreihe bietet ein Hilfsmittel, um die berechneten Bedarfswerte 
an individuelle und objektspezifische Merkmale anzupassen. Außerdem kann mit Hilfe 
dieses Beiblattes ein Bedarfs-/Verbrauchsabgleich ausgeführt werden, der Energiebedarf 
kann also an den Verbrauch angeglichen werden. Das Beiblatt 2 beschreibt die Vorge-
hensweise der Berechnung von Kennwerten aus der DIN V 18599 für Nachweise des 
Erneuerbare-Energien-Wärmegesetzes. 
4.2 Verschiedene Richtlinien 
4.2.1 EU-Richtlinie vom 19.05.2010 über die Gesamtenergieeffizienz 
von Gebäuden 
Die Richtlinie 2010/31/EU des Europäischen Parlaments und des Rates über die Ge-
samtenergieeffizienz von Gebäuden stellt eine Änderung der Richtlinie 2002/91/EG dar. 
Zu Beginn der Richtlinie vom 19.05.2010 werden 36 Gründe für die Notwendigkeit der 
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Vorschrift genannt. Ein Grund besteht beispielsweise darin, dass in Europa 40 Prozent 
des Gesamtenergieverbrauchs auf Gebäude entfallen. Da dieser Sektor expandiert und 
somit der Energieverbrauch immer weiter steigen wird, ist es wichtig, Regelungen zur 
Senkung des Energieverbrauches und zur Nutzung von erneuerbaren Energien in diesem 
Sektor festzulegen. Auch die Treibhausgasemission muss verringert werden. So kann 
auch das Kyoto-Protokoll der Vereinten Nationen eingehalten werden. Es wird in diesem 
Zusammenhang ebenso darauf hingewiesen, dass es ausschließlich Sache der Mitglieds-
staaten ist, Mindestanforderungen an die Gesamtenergieeffizienz festzulegen, welche 
zugleich kostenoptimiert hinsichtlich der Investition und der Lebensdauer des Gebäudes 
sind. 
Artikel 1 der EU-Richtlinie besagt, dass die Richtlinie zur Verbesserung der Energieeffi-
zienz von Gebäuden in der Europäischen Union unter Berücksichtigung von lokalen und 
klimatischen Bedingungen vorgesehen ist. Die Richtlinie beinhaltet unter anderem Anfor-
derungen bezüglich der Anwendung der energetischen Mindestanforderungen für Neu-
bauten, größere Renovierungen bestehender Gebäude und Gebäudeteile sowie gebäude-
technischer Systeme. Auch diese Richtlinie definiert analog der bereits betrachteten DIN-
Normen Begriffe, die für die Anwendung der Richtlinie von Bedeutung sind. Im Zuge des-
sen wird beispielsweise erklärt, was unter einem Niedrigenergiegebäude zu verstehen ist. 
Es handelt sich dabei um "ein Gebäude, das eine sehr hohe nach Anhang 1 bestimmte 
Gesamtenergieeffizienz aufweist. Der fast bei Null liegende oder sehr geringe Energiebe-
darf soll zu einem ganz wesentlichen Teil durch Energien aus erneuerbaren Quellen ... 
gedeckt werden."67 Ebenso werden die Begriffe Gebäudehülle, größere Renovierung, 
Heizkessel und Fernwärme erklärt. Weiterhin besagt die Richtlinie, dass zu einer optima-
len Energienutzung die Mitgliedsstaaten Systemanforderungen für gebäudetechnische 
Anlagen (Heizungsanlagen, Warmwasseranlagen, Klimaanlagen und große Lüftungsan-
lagen) festzulegen haben. Dazu zählen Anforderungen an die ordnungsgemäße Installati-
on, Gesamtenergieeffizienz sowie an eine angemessene Dimensionierung, Einstellung 
und Überwachung der Systeme. Weiterhin schreibt die Richtlinie der EU über die Ge-
samtenergieeffizienz von Gebäuden vor, dass die Mitgliedsstaaten zu gewährleisten ha-
ben, dass bis zum 31.12.2020 alle Neubauten Niedrigenergiegebäude sind. Das Gleiche 
gilt für öffentliche Neubauten schon ab dem 01.01.2019. Von den Mitgliedsstaaten sind 
dementsprechend Pläne zur Erhöhung der Anzahl von Niedrigenergiegebäuden aufzustel-
len. Die Pläne sollten beispielsweise zur Definition von Niedrigenergiegebäuden einen 
Hinweis auf den Primärenergieverbrauch in kWh pro m² und Jahr und Informationen über 
die Maßnahmen zur Förderung von Niedrigenergiehäusern enthalten. Außerdem sollten 
"Zwischenziele für die Verbesserung der Gesamtenergieeffizienz neuer Gebäude für 
2015"68 festgelegt werden. Weiterhin ist durch die Mitgliedsstaaten ein System für die Ers-
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tellung von Ausweisen über die Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden festzulegen. Auf-
klärung über die vorgeschriebenen Inhalte des Ausweises gibt die Richtlinie ebenso. Auch 
die Anlässe für die Aushändigung des Energieausweises und wann es Pflicht ist, den 
Energieausweis öffentlich auszuhängen, schreibt die EU-Richtlinie vor. Darüber hinaus 
sollte durch die Mitgliedsstaaten sichergestellt werden, dass regelmäßig Inspektionen von 
Heizungsanlagen und Klimaanlagen durchgeführt und darüber Berichte angefertigt wer-
den. Dafür ist ebenso von den Mitgliedstaaten ein unabhängiges Kontrollsystem einzufüh-
ren. Für Verstöße gegen die innerstaatlichen Vorschriften zur Umsetzung der Richtlinie 
sind entsprechende Sanktionen zu bestimmen. 
Im Anhang der Richtlinie befindet sich unter anderem ein allgemeiner Rahmen für die 
Berechnung der Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden, welcher gemäß Artikel 3 der 
Richtlinie anzuwenden ist. Die Mitgliedsstaaten sollen eine Berechnungsmethode festle-
gen, die mit diesem allgemeinen Rahmen in Einklang steht.69 
Wie bereits erwähnt wird diese EU-Richtlinie zur Verbesserung der Energieeffizienz in 
Deutschland im Wesentlichen durch das Energieeinspargesetz und durch die Energieein-
sparverordnung umgesetzt. 
4.2.2 AMEV Energie 2010 und EnMess 2001 
Die AMEV Energie 2010 bietet Hinweise zum Energiemanagement in öffentlichen Gebäu-
den. Aufgestellt wurden diese Hinweise vom Arbeitskreis Maschinen- und Elektrotechnik 
staatlicher und kommunaler Verwaltungen e.V. (AMEV). Auch die öffentliche Hand ist 
gezwungen, sparsam und innovativ mit den natürlichen Ressourcen umzugehen. Das 
Sparen von Energie und Trinkwasser sollte somit zu einem Hauptbestandteil der Planung 
und Sanierung von Gebäuden werden. 
Zu Beginn der Richtlinie erhält der Leser einige Informationen zum Energiemanagement 
im Lebenszyklus von Gebäuden. In diesem Zusammenhang werden unter anderem Ziele 
und Grundsätze des Energiemanagements, Anforderungen an die Organisation des 
Energiemanagements sowie Prozessbeteiligte genannt. Anschließend wird der Anwender 
dieser Richtlinie zum Thema Energiecontrolling aufgeklärt. Es wird darauf hingewiesen, 
dass Energie- und Wasserverbräuche, Bezugskosten, Betriebsaufzeichnungen techni-
scher Anlagen sowie Informationen zur Nutzung zu analysieren sind, wenn eine energeti-
sche Bewertung durchgeführt werden soll. Darüber hinaus werden im Rahmen des Ener-
giecontrollings verschiedene Varianten der Verbrauchsdatenerfassung mit den jeweiligen 
Vor- und Nachteilen aufgeführt. Auch zum Thema der Verarbeitung und Auswertung der 
Verbrauchsdaten bietet die Richtlinie entsprechende Hinweise. Beispielsweise ist es 
demzufolge sinnvoll, für die Beurteilung der Energieverbrauchskennwerte Vergleichs-
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kennwerte (Benchmarking) einzubeziehen. Darüber hinaus enthält das Kapitel zum The-
ma Energiecontrolling Informationen über Energieausweise öffentlicher Gebäude und 
Energieberichte, welche einen Tätigkeitsnachweis des Energiemanagements darstellen.  
Weiterhin erhält der Leser Hinweise zur Energiebeschaffung. Im Zuge dessen folgen In-
formationen zum rechtlichen Rahmen des Energiemarktes sowie zu vergabetechnischen 
Anforderungen. Außerdem werden Empfehlungen zu Strombeschaffung, Gasbeschaf-
fung, Fernwärme und Wasser gegeben. Im vierten Kapitel der AMEV Energie 2010 geht 
es um das Energiemanagement während des Gebäudebetriebes. Denn auch energetisch 
optimal geplante Gebäude können nur dann die gewünschten Ergebnisse liefern, wenn 
sie angemessen betrieben werden. Es folgen in diesem Zusammenhang Hinweise zu 
organisatorischen Maßnahmen, zum Nutzerverhalten, zur Instandhaltung von Anlagen, 
zur Anlagenoptimierung sowie zur Gebäudeautomation. Im Anschluss erhält der Anwen-
der der Richtlinie Empfehlungen zur Planung und zum Bau von Gebäuden. Dementspre-
chend sind bereits grundlegende Entscheidungen wie der Standort, die Kompaktheit des 
Gebäudes, die Ausrichtung der Gebäudelängsseiten, die Anordnung der Räume sowie 
die Dachneigung und die Anteile der Fensterflächen für die energetische Betrachtung 
relevant. In diesem Abschnitt folgen ebenso Ausführungen zum Einsatz erneuerbarer 
Energien sowie zur Energieeinsparverordnung. Auch zur Gebäudesanierung werden eini-
ge Worte verloren. Im letzten Kapitel der Richtlinie wird die Frage nach der Finanzierung 
des Energiemanagements beantwortet. Dabei wird unter anderem auf die Bewertung und 
Eigenfinanzierung von Energieeinsparmaßnahmen, das Anlagen- und Energiespar-
Contracting und auf Fördermittel eingegangen. Der Anhang der Richtlinie beinhaltet bei-
spielsweise Kennwerte zur Energieverbrauchsauswertung sowie eine Liste mit Maßnah-
men zur Senkung des Energie- und Wasserverbrauchs gegliedert nach den Kostengrup-
pen der DIN 276 Kosten im Bauwesen und eine Übersicht über die energetische Bewer-
tung von Gebäuden nach EnEV.70 
Die Richtlinie EnMess 2001 (Messgeräte für Energie und Medien) wurde ebenfalls vom 
Arbeitskreis Maschinen- und Elektrotechnik aufgestellt und herausgegeben. Sie enthält 
Empfehlungen zum Einsatz von Messgeräten in Liegenschaften der öffentlichen Hand, 
welche der Abrechnung von Energie und Wasser dienen. Für das Energiemanagement ist 
es wichtig, Messgeräte gezielt anzuordnen und somit die Verbrauchkosten entsprechend 
den Verursachern zuzuordnen.71 
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4.2.3 VDI 4602 - Energiemanagement Begriffe und Beispiele & VDI 
6012 - Regenerative und dezentrale Energiesysteme für Gebäude 
Mit Hilfe der VDI-Richtlinie 4602 sollen definitorische Lücken auf dem Gebiet des Ener-
giemanagements geschlossen werden. Die Richtlinie vom Verein Deutscher Ingenieure 
e.V. besteht aus zwei "Blättern". Im Blatt 1 der Richtlinie werden Begriffe des Energiema-
nagements so eindeutig formuliert, dass diese für verschiedene Bereiche anwendbar sind. 
Laut VDI 4602 verbirgt sich hinter dem Begriff Energiemanagement "die vorausschauen-
de, organisierte und systematisierte Koordinierung von Beschaffung, Wandlung, Vertei-
lung und Nutzung von Energie zur Deckung der Anforderungen unter Berücksichtigung 
ökologischer und ökonomischer Zielsetzungen."72 Neben der Definition des Begriffes be-
kommt der Anwender im Abschnitt "Grundlagen" Informationen zum Energiemanagement 
in Organisationen, zu Systemgrenzen und zu Energiemanagementsystemen. Im nächsten 
Punkt der Richtlinie werden Anforderungen an Energiemanagementsysteme umfassend 
beschrieben und im letzten Punkt der VDI-Richtlinie 4602 Blatt 1 folgen zahlreiche Defini-
tionen von Begriffen aus dem Energiemanagement, welche unterteilt in Grundbegriffe, 
Begriffe in der Energiebereitstellung, Begriffe in der Energieverteilung, Begriffe im Ener-
giehandel und Begriffe der Energieanwendung sind. Innerhalb der genannten Bereiche 
erfolgen abermals Untergliederungen.73 
Seitdem im Jahr 2011 die DIN EN ISO 50001 Energiemanagementsysteme, auf welche 
im nächsten Kapitel umfangreicher eingegangen wird, als Ersatz für die DIN EN 16001 in 
Kraft getreten ist, existiert ein großes Interesse an praktischen Beispielen für die Verbes-
serung der Energieeffizienz. Diesem Wunsch kommt das Blatt 2 der VDI-Richtlinie 4602 
nach und bietet Beispiele für ressourcenschonende und Energiekosten reduzierende Effi-
zienzmaßnahmen. Es wird ausdrücklich erwähnt, dass diese Richtlinie keine Konkurrenz 
zu den national erstellten Leidfäden darstellen soll, sondern eine Ergänzung zu den Defi-
nitionen des Blatt 1 der VDI-Richtlinie ist. Ziel der Richtlinie ist es, praktische Beispiele für 
die Umsetzung von Energiemanagementsystemen aufzuzeigen sowie Unternehmen oder 
Organisationen, die beabsichtigen, ein solches System einzuführen, zu unterstützen. Die 
Beispiele, welche technische und organisatorische Lösungen umfassen, sind anlehnend 
an Blatt 1 der Richtlinie in Energiebereitstellung, Energieverteilung, Energiehandel und 
Energieanwendung eingeordnet.74 
Auch die VDI 6012 beschäftigt sich im weiteren Sinne mit dem Thema Energieeinsparung. 
Die Richtlinie bietet Hinweise zur Integration von regenerativen und dezentralen Energie-
systemen in Gebäuden. Die dezentrale Energieerzeugung besitzt den Vorteil kürzerer 
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Übertragungswege, wodurch weniger Verluste in den Verteilernetzen auftreten. Außer-
dem lassen sich regenerative Energiesysteme leicht dezentral anbinden. Somit leisten 
dezentrale Energiesysteme auch einen Beitrag zur ressourcenschonenden Energieerzeu-
gung. 
Die VDI 6012 ist eine Richtlinienreihe, die neu strukturiert und somit folgende Neustruktu-
rierung angestrebt wurde. 
Blatt Bezeichnung 
1.1 Grundlagen; Projektplanung und -durchführung 
1.2 Grundlagen; Systemauswahl 
1.3 Grundlagen; Energiespeicher 
1.4 Grundlagen; Befestigung von Solarmodulen 
2 Thermische Systeme 
2.1 Biomasse-Feuerungsanlagen 
3 Elektrische Systeme 
4 Gekoppelte Systeme 
5 Systemkombinationen 
Tabelle 5 - Teile VDI 6012 nach der Neustrukturierung 
Bisher wurde allerdings nur das Blatt 1.1 als Entwurf veröffentlicht. Es enthält allgemeine 
Empfehlungen für eine strukturierte Projektplanung und -durchführung. Diese Hinweise 
reichen von der Initiierung und Planung über den Betrieb bis zur Demontage/Entsorgung. 
Unter anderem wird in der Richtlinie mittels eines Flussdiagrammes der Projektablauf der 
Integrierung regenerativer und dezentraler Energiesysteme in Gebäuden exemplarisch 
dargestellt. Außerdem werden die einzelnen Phasen des Projektes detailliert beschrieben 
und ihnen Verantwortlichkeiten mittels einer Verantwortlichkeitsmatrix zugeordnet.75 
4.2.4 VDMA 24197 -Energetische Inspektion von Komponenten ge-
bäudetechnischer Anlagen 
Die EU-Richtlinie über die Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden hat der energetischen 
Inspektion gebäudetechnischer Anlagen eine hohe Bedeutung zur Ermittlung von Ein-
sparpotenzialen und zur Erhaltung der Energieeffizienz entgegengebracht. Das VDMA-
Einheitsblatt 24197 schafft eine Grundlage für die quantitative Aufnahme aller energiere-
levanten Komponenten von gebäudetechnischen Anlagen und deren energetischer Be-
wertung. Mittels des Einheitsblattes können Aussagen über den Ist- und Sollzustand der 
Anlagen getroffen werden. Das VDMA-Einheitsblatt verfolgt das Ziel, die für die energeti-
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sche Inspektion notwendigen Tätigkeiten und Leistungen einheitlich festzulegen. Die 
Richtlinie besteht aus drei Teilen.76 
Der erste Teil gilt für klima- und lüftungstechnische Geräte und Anlagen. Die gesetzliche 
Grundlage für die energetische Inspektion schafft die Energieeinsparverordnung. Denn 
diese fordert zum einen in § 11 eine sachgerechte Bedienung von Anlagen und Einrich-
tungen der Heizungs-, Kühl- und Raumlufttechnik sowie der Warmwasserversorgung. 
"Komponenten mit wesentlichem Einfluss auf den Wirkungsgrad solcher Anlagen sind 
vom Betreiber regelmäßig zu warten und instand zu halten."77 Zusätzlich fordert der § 12 
der EnEV sogar die energetische Inspektion von Klimaanlagen, die eine Nennleistung für 
den Kältebedarf von mehr als 12 kW aufweisen. Bei der Durchführung der energetischen 
Inspektion ist es wichtig, Anlagendokumente, Abnahmeprotokolle, Prüfungsbücher und -
nachweise sowie Wartungsnachweise/Messprotokolle zur Verfügung zu stellen. Bei der 
Qualifikation des Personals wird wieder auf die Energieeinsparverordnung verwiesen, 
welche den zulässigen Personenkreis für die Durchführung der energetischen Inspektion 
festlegt. Von großer Bedeutung ist ebenso die Dokumentation der Durchführung und der 
Ergebnisse der energetischen Inspektion. Mindestens sollte diese laut VDMA-Einheitsblatt 
ein Stammdatenblatt sowie eine anlagenbezogene Arbeitsliste enthalten. Das Stammda-
tenblatt sollte unter anderem Informationen zum Standort und Aufbau der Anlage, zu 
Ansprechpartnern vor Ort sowie zur Person, welche die energetische Inspektion durch-
führt, umfassen. Die Arbeitsliste sollte alle in der Anlage relevanten Komponenten bein-
halten. Ein Auszug aus einer solchen Liste aus der VDMA 24197-1 befindet sich in den 
Anlagen 1 dieser Bachelorarbeit. Dabei ist zu sehen, welche Tätigkeiten im Rahmen der 
energetischen Inspektion bei welchen Komponenten klima- und lüftungstechnischer Gerä-
te durchzuführen und welche Werte aufzunehmen sind. Im sechsten Punkt der VDMA-
Richtlinie werden alle Leistungsprogramme aufgeführt.78 
Teil zwei der Richtlinie gilt für heiztechnische Geräte und Anlagen und Teil drei für kälte-
technische Geräte und Anlagen zu Kühl- und Heizzwecken. Die Anforderungen an die 
Durchführung sind analog dem ersten Teil der VDMA-Richtlinie 24197. Lediglich die Ar-
beitsliste unterscheidet sich jeweils vom ersten Teil, da logischerweise unterschiedliche 
Leistungsprogramme existieren. 
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4.3 Zusammenfassung des Kapitels 
Zunächst einmal ist an dieser Stelle anzumerken, dass es sich bei den näher betrachteten 
DIN-Normen und Richtlinien lediglich um eine Auswahl der Normen und Richtlinien han-
delt, die zum Thema Energiemanagement und Energieeinsparung/-berechnung existie-
ren. Darüber hinaus gibt es noch eine Reihe weiterer Normen und Richtlinien, welche die 
Thematik Energieeffizienz und Energieeinsparung aufgreifen. Es wurde jedoch versucht, 
die wichtigsten einzubeziehen. Eine weitere wichtige Richtlinie zur Thematik Energiema-
nagement stellt die GEEFMA 124 dar, welche allerdings erst im nächsten Kapitel etwas 
umfassender beschrieben wird sowie die DIN EN ISO 50001. 
Um das aktuelle Kapitel in einer übersichtlichen Art und Weise zusammenzufassen, folgt 
an dieser Stelle eine Aufstellung mit der Bezeichnung der jeweiligen Norm oder Richtlinie 
und einer kurzen Inhaltsangabe. 







in Gebäuden - Verfahren zur 
Berechnung der Energiean-
forderungen und Nutzungs-
grade der Anlagen 
Energieeffizienz von Ge-
bäuden - Berechnung des 
Energiebedarfs für Hei-
zung und Kühlung 
Inhalt 
-Normenreihe mit Anforde-
rungen und Berechnungen 
des Wärme- und Feuchte-
schutzes + Luftdichtheit 
- Beschreibung von Maß-
nahmen für den sommerli-
chen und winterlichen 
Wärmeschutz 




teile von Heizungsanlagen 
Norm beinhaltet zahlreiche 
Berechnungsverfahren des 
Energiebedarfs für die 
Heizung und Kühlung von 
Gebäuden mit Verweis auf 
andere Normen 
        










gen in Gebäuden 
Energieeffizienz von Ge-
bäuden - Gesamtenergie-




ren zur Abschätzung der 
Auswirkungen von Gebäu-
deautomation und des 
technischen Gebäudema-
nagements auf die Ener-





gen und Darstellung von Kos-
tenarten und Formeln für die 
Berechnungen 
Festlegung eines allge-
meinen Rahmens für die 
Bewertung des Gesamt-
energiebedarfs eines Ge-
bäudes + Berechnung der 
Energiekennwerte hinsich-
tlich der Primärenergie und 
CO2-Emission 
Tabelle 6 - Zusammenfassung DIN-Normen - Teil 1 
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Gebäuden - Verfahren zur 
Darstellung der 
Energieeffizienz und zur 
Erstellung des Ener-
gieausweises 







geeigneten Verfahrens zur 
Darstellung der 
Energieeffizienz von 
Gebäuden + Möglichkeiten 
zur Erstellung des 
Energieausweises sowie 
Anforderungen an diesen 
+Festlegung von Gesamt-
kennwerten zur Darstellung 
der Energieeffizienz 
Festlegung eines allge-





- gilt für Gebäude, 
Fahrzeuge, Geräte und 
industrielle Prozesse 
Energieaudit=Prozess 




Merkmale eines qualitativ 
guten Energieaudit (all-
gemein und speziell für 
Gebäude, Prozesse und 
Transport - 4 Teile) 
        
Norm DIN V 18599  
Bezeich- 
nung 
Energetische Bewertung von Gebäuden - Berechnung des Nutz-, End-, und Primär-
energiebedarfs für Heizung, Kühlung, Lüftung, Trinkwasser und Beleuchtung 
Inhalt 
Vornormenreihe, stellt Bewertungsverfahren der Energieeffizienz von Gebäuden zur 
Verfügung 
Bestimmung von Energiemengen für Heizung, Warmwasseraufbereitung, raumluft-
technischer Konditionierung und Beleuchtung 
Tabelle 7 - Zusammenfassung DIN-Normen - Teil 2 
Die vorstehenden Tabellen fassen zunächst die wichtigsten Inhalte der DIN Normen, die 
im Zusammenhang mit dem Thema Energieeffizienz und Einsparung von Energie stehen, 
zusammen. 
Auf der nächsten Seite befindet sich eine analoge Darstellung mit den analysierten Rich-
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Richtlinie 2010/31/EU AMEV Energie 2010 EnMess 2001 
Bezeich-
nung 




nagement in öffentlichen 
Gebäuden 








Gebäude + deren Anlagen 
- Umsetzung in Deutsch-





Immobilien der öffentlichen 






Einsatz von Messgeräten 
in Liegenschaften der 
öffentlichen Hand 
        




griffe und Beispiele 















Blatt 2: praktische Beispie-
le zur Verbesserung der 
Energieeffizienz 







gen für energetische 
Inspektionen fest  
Teil 1: Klima- und lüf-
tungstechnische Geräte 
und Anlagen 
Teil 2: Heiztechnische 
Geräte und Anlagen 
Teil 3: Kältetechnische 
Geräte und Anlagen 
Tabelle 8 - Zusammenfassung Richtlinien 
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5 DIN EN ISO 50001 und GEFMA 124 
Das fünfte Kapitel der vorliegenden Bachelorarbeit wird nun unter anderem die Anforde-
rungen an ein Energiemanagementsystem laut DIN EN ISO 50001 näher beleuchten und 
die Inhalte der GEFMA 124 wiedergeben. Abschließend soll eine Gegenüberstellung der 
DIN-Norm und der GEFMA-Richtlinie als Zusammenfassung des Kapitels dienen. 
5.1 DIN EN ISO 50001 - Energiemanagementsysteme - Anfor-
derungen mit Anleitung zur Anwendung 
5.1.1 Anwendungsbereich und allgemeine Informationen 
Die DIN EN ISO 50001 wurde im Dezember 2011 als Ersatz für die DIN EN 16001 veröf-
fentlicht. Die internationale Norm legt Anforderungen an Energiemanagementsysteme 
fest, um Organisationen in die Lage zu versetzen, eine kontinuierliche Verbesserung aller 
energiebezogenen Leistungen durch ein systematisches Energiemanagement zu errei-
chen. Sie gilt für alle Organisationen, unabhängig von der Art oder der Größe der Einrich-
tung. Anhand der in der Norm festgelegten Anforderungen kann eine Organisation bei-
spielsweise eine Energiepolitik entwickeln sowie strategische und operative Energieziele 
festlegen und notwendige Maßnahmen zur Verbesserung der Energieeffizienz ergreifen. 
Die DIN EN ISO 50001 basiert auf dem PDCA-Zyklus, welcher eingangs der Bachelorar-
beit mittels einer Abbildung bereits kurz vorgestellt wurde und im nächsten Abschnitt ex-
plizit für Energiemanagementsysteme erklärt wird. In der Einleitung der Norm steht nie-
dergeschrieben: "Die weltweite Anwendung dieser internationalen Norm trägt zu einer 
effizienteren Nutzung der verfügbaren Energiequellen, zu einer besseren Wettbewerbsfä-
higkeit sowie zur Reduzierung von Treibhausgasemissionen und anderer damit zusam-
menhängender Umweltauswirkungen bei."79 Dieses Zitat gibt wieder, was mit einer An-
wendung der DIN EN ISO 50001 erreicht werden kann. Die Norm kann unter anderem 
auch für eine Zertifizierung des Energiemanagementsystems eines Unternehmens heran-
gezogen werden.80 
Laut der DIN EN ISO 50001 handelt es sich bei einem Energiemanagementsystem, wie 
bereits in den Begriffserklärungen dieser Arbeit festgehalten wurde, um die "Gesamtheit 
miteinander zusammenhängender oder interagierender Elemente zur Einführung einer 
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Energiepolitik und strategischer Energieziele sowie Prozesse und Verfahren zur Errei-
chung dieser strategischen Ziele."81 Darüber hinaus werden im Rahmen der Begriffserklä-
rungen der Norm weitere Begriffe erklärt, die für die Anwendung der Norm relevant sind. 
Von Bedeutung ist es an dieser Stelle, den Begriff der Organisation zu erläutern, da die-
ser Begriff ausschließlich verwendet wird. Laut DIN EN ISO 50001 ist eine Organisation 
"Gesellschaft, Körperschaft, Betrieb, Unternehmen, Behörde oder Institution oder Teil 
oder Kombination davon, eingetragen oder nicht, öffentlich oder privat, mit eigener Ver-
waltung, welche die Befugnis zur Lenkung und Überwachung ihres Energieeinsatzes und 
Energieverbrauchs hat"82 
Entwickelt wurde die Norm für eine eigenständige Anwendung, es ist jedoch auch möglich 
ein Energiemanagementsystem in andere Managementsysteme zu integrieren, beispiels-
weise in ein Umweltmanagementsystem. Organisationen profitieren von der Integration 
des Energiemanagementsystems in bereits bestehende Managementsysteme, da da-
durch ein geringerer personeller, finanzieller und zeitlicher Aufwand entsteht.83 
5.1.2 Anforderungen an ein Energiemanagementsystem 
Die allgemeinen Anforderungen an ein Energiemanagementsystem stellen sich wie folgt 
dar. Das Energiemanagementsystem muss von der Organisation festgelegt, dokumen-
tiert, verwirklicht, aufrecht erhalten und verbessert werden in Konformität mit der DIN EN 
ISO 50001. Das Top-Management84 sollte das Energiemanagementsystem unterstützen, 
einen Managementbeauftragten benennen und der Bildung eines Energiemanagement-
Teams zustimmen. Außerdem hat die Geschäftsleitung die erforderlichen Ressourcen für 
die Umsetzung bereitzustellen. Es handelt sich hierbei um Mitarbeiter, Fachkompetenzen 
sowie technologische und finanzielle Ressourcen. Des Weiteren hat das Top-
Management dafür Sorge zu tragen, dass die Bedeutung des Energiemanagements in-
nerhalb der Organisation kommuniziert wird. Der Managementbeauftrage hat sicherzus-
tellen, dass das Energiemanagementsystem eingeführt, verwirklicht, aufrecht erhalten und 
auch kontinuierlich verbessert wird. Das alles sollte in Übereinstimmung mit der interna-
tionalen Norm geschehen. Außerdem ist es die Aufgabe des Managementbeauftragten, 
an das Top-Management zu berichten, unter anderem bezüglich der Leistungen des 
Energiemanagementsystems. Eine weitere Aufgabe des Top-Managements ist es, eine 
Energiepolitik festzulegen. Diese Energiepolitik sollte unter anderem in Art und Umfang 
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des Energieeinsatzes angemessen sein sowie die Verpflichtung zu einer kontinuierlichen 
Verbesserung der energiebezogenen Leistungen enthalten. 
Im nächsten Schritt erfolgt die Energieplanung (Plan), die im Einklang mit der Energiepoli-
tik stehen muss. Dabei sind rechtliche Vorschriften zu ermitteln und einzuhalten, wie zum 
Beispiel das Energieeinspargesetz oder das Erneuerbare-Energien-Gesetz. Des Weiteren 
werden der Energieeinsatz und der Energieverbrauch analysiert und auf Grundlage des-
sen Bereiche mit hohem Energieverbrauch ermittelt. Infolge der energetischen Bewertung 
sind Möglichkeiten zur Verbesserung der Energieeffizienz zu identifizieren und darzustel-
len. In festgelegten Zeitabständen sollte diese energetische Bewertung aktualisiert wer-
den. Für die Überwachung und Messung der energiebezogenen Leistungen sind durch 
die Organisation angemessene Energieleistungskennzahlen zur ermitteln. Ebenso sind im 
Rahmen der Energieplanung strategische und operative Ziele festzulegen, welche im Ein-
klang mit der Energiepolitik stehen und gesetzliche sowie sonstige Anforderungen be-
rücksichtigen. Um diese Ziele zu erreichen, sollte die Organisation Aktionspläne einfüh-
ren, welche unter anderem die Festlegung von Verantwortlichkeiten und die Mittel für das 
Erreichen der Ziele enthalten sollen. 
Anschließend erfolgt die Einführung und Umsetzung (Do) des Energiemanagementsys-
tems. Für den Betrieb des Energiemanagementsystems sollte die Organisation entspre-
chende Schulungsmaßnahmen für ihre Mitarbeiter festlegen. Außerdem ist es von Bedeu-
tung, bezüglich des Energiemanagementsystems und der energiebezogenen Leistung in 
der Organisation intern zu kommunizieren. Prozesse des Energiemanagementsystems 
sollten so eingeführt werden, dass es allen Personen der Organisation möglich ist, An-
merkungen und Verbesserungsvorschläge abzugeben. Des Weiteren ist es essenziell, 
alle Informationen bezüglich des Energiemanagementsystems in Papierform sowie auch 
digital zu dokumentieren. Diese Dokumentation sollte beispielsweise den Geltungsbereich 
und die Grenzen des Energiemanagementsystems, die Energiepolitik der Organisation, 
strategische und operative Ziele sowie Aktionspläne umfassen. Darüber hinaus sind von 
der Organisation die Abläufe und Instandhaltungsmaßnahmen zu ermitteln und zu planen, 
welche im Zusammenhang mit den wesentlichen Energieeinsatzbereichen stehen. Es 
sollte also eine energiebezogene Ablauflenkung erfolgen. Ebenso ist bei der Erneuerung 
oder Renovierung von Anlagen, Einrichtungen und Systemen eine energiebewusste Aus-
legung in Betracht zu ziehen. Auch die Beschaffung von Energiedienstleistungen, Produk-
ten, Einrichtungen und Energie sollte unter energieeffizienten Gesichtspunkten gesche-
hen. Dabei muss die Organisation Lieferanten darauf aufmerksam machen, dass die Be-
wertung der Beschaffung teilweise auf energetischen Gesichtspunkten basiert. 
Die nächsten Schritte des kontinuierlichen Verbesserungsprozesses sind die Überprüfung 
(Check) und das Handeln (Act). Im Zuge dessen sollten in geplanten Zeitabständen die 
Ergebnisse des Energiemanagementsystems überwacht, gemessen sowie analysiert 
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werden. Auch die Einhaltung der rechtlichen und anderer Vorschriften muss regelmäßig 
bewertet werden. Außerdem sollten interne Audits85 durchgeführt werden, damit sicherge-
stellt werden kann, dass das Energiemanagementsystem unter anderem konform mit den 
strategischen und operativen Energiezielen ist und dass es wirksam ausgeführt sowie 
aufrecht erhalten wird. Nichtkonformitäten ist mit Korrekturmaßnahmen zu begegnen. 
Damit die Übereinstimmung des implementierten Energiemanagementsystems mit den 
durch die Organisation festgelegten Anforderungen und der DIN EN ISO 50001 nachge-
wiesen werden kann, ist es ratsam, Aufzeichnungen diesbezüglich zu erstellen und lau-
fend zu aktualisieren. Zur Sicherstellung der Eignung, Angemessenheit und Wirksamkeit 
des Energiemanagementsystems der Organisation muss auch das Top-Management das 
Energiemanagementsystem regelmäßig überprüfen, mittels des sogenannten Manage-
ment-Reviews. In diesen Zusammenhang sind unter anderem die Energiepolitik, Energie-
leistungskennzahlen und energiebezogenen Leistungen zu überprüfen, das Ausmaß der 
strategischen und operativen Energieziele festzustellen sowie Empfehlungen für Verbes-
serungen aufzuzeigen. Im Anhang der Norm befinden sich Anleitungen zur Anwendung 
der internationalen Norm mit Erläuterungen zu einzelnen Punkten der DIN EN ISO 
50001.86 
5.1.3 Vorteile eines Energiemanagementsystems  
Die Vorteile der Implementierung eines Energiemanagementsystems in einer Organisati-
on sind vielseitig. Beispielsweise können Energiekosten gespart und die Umwelt ge-
schützt werden. Denn durch die Verringerung der Treibhausgasemission kann dem Kli-
mawandel entgegengewirkt und somit der Mensch und die Umwelt vor den Risiken ge-
schützt werden. Außerdem ist der Vorrat an fossilen Energieträgern endlich. Aus diesem 
Grund gilt es, nachhaltig zu wirtschaften. Mit dem Betreiben eines Energiemanagement-
systems wird ein Schritt in die richtige Richtung getan. Eine Senkung der Kosten zieht in 
der Regel auch einen höheren Gewinn der Organisation nach sich. Ein effizientes Ener-
giemanagement mit innovativen Energietechnologien ist zukunftsorientiert und ermöglicht 
der Organisation auch in vielen Jahrzehnten, noch erfolgreich am Markt zu agieren. Ein 
weiterer Grund für die Einführung eines Energiemanagementsystems ist die Nutzung von 
gesetzlichen Erleichterungen, denn stromintensive Unternehmen mit einem Stromver-
brauch von mehr als 10 Gigawattstunden pro Jahr können teilweise von der Erneuerba-
ren-Energien-Umlage befreit werden, wenn sie ein zertifiziertes Energiemanagementsys-
tem betreiben. Des Weiteren werden ab 2013 nur noch Steuervergünstigungen nach dem 
Energiesteuer- und Stromsteuergesetz gewährt, wenn das Unternehmen nachweislich 
einen Beitrag zur Energieeinsparung leistet. Ebenso hat die Organisation die Möglichkeit, 
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ihre Außendarstellung mit einer Zertifizierung nach DIN ISO 50001 zu verbessern, denn 
somit zeigt sie, dass energetische sinnvoll wirtschaftet und demzufolge auch ein Beitrag 
zur Schonung der Umwelt geleistet wird.87 
Dementgegen steht eventuell nur der etwas erhöhte personelle, zeitliche und finanzielle 
Aufwand. Nach Ansicht des Autors wird dieser zusätzliche Aufwand jedoch durch die 
zahlreichen Vorteile belohnt und die Kosten, die gespart werden können, sind enorm. 
Somit amortisiert sich die Investition in ein Energiemanagementsystem wahrscheinlich 
schon nach wenigen Jahren. 
5.1.4 Der Zertifizierungsprozess 
Wurde das Energiemanagement erfolgreich eingeführt und optimaler Weise bereits einige 
Monate betrieben, besteht die Möglichkeit, es von einer externen Stelle zertifizieren zu 
lassen, womit offiziell nachgewiesen wird, dass die Anforderungen nach DIN EN ISO 
50001 erfüllt werden. Somit kann die Bedeutung des Managementsystems gestärkt und 
auch das Image der Organisation verbessert werden. 
In der Regel wird zunächst einmal durch den Zertifizierer ein Voraudit durchgeführt. Durch 
die ersten Bewertungen bezüglich der Erfüllung der Anforderungen aus der internationa-
len Norm können Schwerpunkte für die durchzuführenden Maßnahmen gesetzt werden. 
Anschließend erfolgt eine Überprüfung der Dokumentation des Energiemanagementsys-
tems, um festzustellen, inwieweit diese den Anforderungen der DIN EN ISO 50001 ent-
spricht. Während des eigentlichen Zertifizierungsaudits wird überprüft, ob die Funktions-
weise des implementierten Energiemanagementsystems den Anforderungen der Norm 
gerecht wird. Wichtig ist, dass die gesetzten Ziele und die Ergebnisse übereinstimmen. 
Stellen die Auditoren eine Konformität des betriebenen Energiemanagementsystems mit 
den Anforderungen der internationalen Norm fest, kann der Organisation ein Zertifikat 
verliehen werden. Wichtig ist, dass vor Ablauf der Gültigkeit des Zertifikats eine Re-
Zertifizierung durchgeführt wird.88 
5.2 GEFMA 124 - Energiemanagement 
5.2.1 Allgemeine Informationen 
Die GEFMA 124 besteht aus vier Teilen und enthält umfassende Informationen zum Be-
trieb eines erfolgreichen Energiemanagements, welches einen wichtigen Bestandteil des 
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Facility Managements darstellt. GEFMA-Richtlinien haben die Aufgabe Orientierungs- und 
Arbeitshilfen für die gesamte FM-Branche bereitzustellen.89 Wie eingangs im Zuge der 
Begriffserklärungen erwähnt, besteht die zentrale Aufgabe des Energiemanagements laut 
GEFMA 124 in der Optimierung der Kosten für die Energiebereitstellung, ohne dabei Ein-
schränkungen des Benutzerkomforts hervorzurufen. Im Ergebnis eines erfolgreichen 
Energiemanagements kann unter anderem ein sparsamer Primärenergieverbrauch sowie 
eine Verringerung der CO2-Emission erreicht werden. In der GEFMA-Richtlinie werden 
Möglichkeiten beschrieben, wie das Energiemanagement erfolgreich in das Facility-
Management integriert werden kann. Teil 1 der Richtlinie beschreibt Grundlagen und das 
Leistungsbild von Energiemanagement in Gebäuden. Der zweite Teil der Richtlinie be-
schäftigt sich mit Methoden für den Energiemanager und Teil 3 beschreibt Handlungs-
empfehlungen für die Umsetzung des Energiemanagements. Im vierten Teil der Richtlinie 
erhält der Anwender Informationen bezüglich der Anforderungen an Aus- und Weiterbil-
dung im Bereich des Energiemanagements. Darüber hinaus wird derzeit an einem fünften 
Teil der GEFMA 124 gearbeitet, welcher Hinweise zu energetischen Inspektionen nach § 
12 EnEV bieten soll. Die Richtlinie kann für Wohngebäude als auch für Nichtwohngebäu-
de angewendet werden und findet während des gesamten Lebenszyklus von Immobilien 
Anwendung. Ebenso soll die Richtlinie eine Hilfestellung für die Managementebene dar-
stellen, die entscheiden muss, ob die Leistungen des Energiemanagements intern oder 
eher extern vergeben werden.90 
5.2.2 Grundlagen - Energiemanagement in der Planungs- und Bau-
phase sowie in der Betriebsphase 
Der erste Teil der GEFMA 124 beschreibt Grundlagen sowie das Leistungsbild für das 
Energiemanagement während der einzelnen Lebenszyklusphasen. Zu Beginn der GE-
FMA 124-1 erfolgen zahlreiche Definitionen von Begriffen, die für die Anwendung der 
Richtlinie von Bedeutung sind. Dabei werden allgemeine, technische, kaufmännische und 
vertragliche Begriffe definiert sowie Begriffe zum Kernthema Energiemanagement. An-
schließend erhält der Leser Informationen bezüglich der Ziele des Energiemanagements. 
Der Richtlinie nach existieren drei Zielkategorien, die ökonomische, die qualitätsorientierte 
und die ökologische Kategorie. Ein gewisses Qualitätsniveau muss festgeschrieben wer-
den, denn eine Kostenminimierung, die durch eine geringere Qualität erreicht werden 
würde, wäre nicht im Sinne der Nutzer. Im weiteren Verlauf wird ein Prozessmodell für 
den Prozess der Energiebereitstellung, -verteilung und -anwendung, welcher vier Haupt-
komponenten umfasst, abgebildet. Zu den Hauptkomponenten des Prozessmodells gehö-
ren das Ergebnis des Prozesses, der Aufwand, die Prozessbasis sowie der Informations-
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austausch, was die folgende Abbildung aus der GEFMA 124-1 noch einmal schematisch 
darstellt. 
 
Abbildung 5 - Prozessmodell nach GEFMA 124-1 
Anschließend erhält der Anwender der Richtlinie Informationen bezüglich des Energiema-
nagements in der Planungs- und Bauphase. Wichtig ist, dass die Beeinflussbarkeit von 
Energieeffizienzzielen zu Beginn des Gesamtprozesses am höchsten ist. Im weiteren Ver-
lauf des Lebenszyklus einer Immobilie nimmt die Beeinflussbarkeit diesbezüglich deutlich 
ab. Weiterhin werden Ansatzpunkte am Baukörper und bei der Gebäudetechnik beschrie-
ben. Von Bedeutung ist hierbei eine Planung, bei der alle Planungsbeteiligten in den Ent-
wurfsprozess integriert werden. Im Anhang der Richtlinie befinden sich zahlreiche prakti-
sche Beispiele für Ansatzpunkte bei der Planung des Gebäudes und der Gebäudetechnik. 
Ebenso werden Beispiele für Ansatzpunkte bei der Produktionstechnik zur Verfügung ge-
stellt. Des Weiteren wird auf die Vorgehensweise des Energiemanagements bei einem 
Neubau sowie bei bestehenden Gebäuden eingegangen. 
Auch Hinweise zum Energiemanagement während der Betriebsphase stellt Teil 1 der 
Richtlinie bereit. In dieser Phase ist das Energiemanagement als kontinuierlicher Verbes-
serungsprozess anzusehen, der mehrere Etappen durchläuft. Die erste Station ist dabei 
die Ausschreibung und Vergabe von Energielieferungen. In regelmäßigen Abständen soll-
te überprüft werden, ob dieser Teilprozess wiederholt werden soll und neue Energieliefer-
verträge mit einem oder mehreren Energieversorgungsunternehmen geschlossen werden. 
In diesem Zusammenhang ist ebenso zu prüfen, ob es eventuell einer Änderung des 
Energieträgers oder der Energieform bedarf. Im Anschluss folgt die Energierechnungsprü-
fung. Im Zuge dessen ist regelmäßig zu ermitteln, ob die Abrechnung des Energieversor-
gers mit dem abgeschlossenen Vertrag übereinstimmt. Die nächste Etappe des konti-
nuierlichen Verbesserungsprozesses stellt die Makroanalyse dar, welche vorwiegend bei 
größeren Beständen anzuwenden ist. Dabei kann zum Beispiel der Gesamtbestand mit-
DIN EN ISO 50001 und GEFMA 124  50 
 
tels statistischer Methoden analysiert werden auf Grundlage von geeigneten Kennwerten, 
was auch als energetisches Benchmarking bezeichnet wird. Mit Hilfe der Makroanalyse 
können Gebäude ermittelt werden, die wahrscheinlich ein großes Energieeinsparpotenzial 
aufweisen. Nun folgt die Mikroanalyse, bei der eine energetische Detailanalyse dieser 
Gebäude durchgeführt wird. Für die Teilprozesse Energierechnungsprüfung, Makro- und 
Mikroanalyse wird darüber hinaus das Leistungsbild beschrieben für den Fall, dass diese 
an einen externen Dienstleister vergeben werden. Die nächste und letzte Etappe des 
Verbesserungsprozesses ist die Betriebsphase mit dem laufenden Energiecontrolling, 
wozu permanente Soll-/Ist-Vergleiche gehören. 
Da auch das Nutzerverhalten einen großen Einfluss auf den Energieverbrauch hat, ist es 
ratsam, unter anderem Schulungen der Nutzer und des Betriebspersonals durchzuführen 
sowie eine verursachergerechte Erfassung der Verbräuche einzuführen. Ebenso wird auf 
das Thema Energiecontracting91 am Ende des ersten Teils der Richtlinie verwiesen. Im 
Anhang befindet sich darüber hinaus ein Beispiel für eine Stellenbeschreibung im Ener-
giemanagement.92 
5.2.3 Handlungsanleitungen/ Methoden für den Energiemanager 
Im zweiten Teil der Richtlinie werden nun einige wichtige Methoden für den Energiema-
nager beschrieben. Dabei wird jeweils die Definition, der Zweck, die Vorgehensweise so-
wie die Voraussetzung für die Anwendung der Methode aufgeführt. Zu den Methoden, die 
im Zuge dessen abgebildet werden, zählen unter anderem Energiekonzepte, Energiebi-
lanzen, Energieausweise, Energieflussbilder, Auslegungs-, Simulations- und Optimie-
rungsrechnungen, Benchmarking, Messungen physikalischer Größen, eine Nutzwertana-
lyse, Investitionsbewertung, Energiecontrolling, der hydraulische Abgleich von Leistungs-
systemen, die Berechnung der Gesamtkosten sowie die Anlagenoptimierung und die 
energetische Inspektion. Es ist die Aufgabe des Energiemanagers, angemessene Metho-
den auszuwählen und anzuwenden. 
Im Folgenden dieses Abschnittes der Bachelorarbeit werden nun einige der aufgezählten 
Methoden etwas näher vorgestellt. Unter einer Energiebilanz versteht man der GEFMA 
124-2 zufolge die rechnerische Erfassung von Energieströmen, welche als Grundlage für 
Energiekonzepte und Energieausweise dienen. Energieflussbilder zeigen hingegen die 
Aufteilung von Energieströmen innerhalb eines Bilanzraumes. Damit wird veranschaulicht, 
welche Energiemengen in welchen Bereichen verbraucht bzw. benötigt werden. Mit der 
Hilfe von Messungen können energetische Größen bestimmt werden, wie zum Beispiel 
Verbrauchswerte, Temperaturen, Volumenströme und bauphysikalischen Größen. Sie 
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sind dann erforderlich, wenn keine geeigneten Werte aus der Vergangenheit zur Verfü-
gung stehen. Messgeräte können unter anderem Wärmemengenzähler, Wasserzähler, 
Stromzähler sowie Gaszähler sein. Bei der Investitionsbewertung wird die Wirtschaftlich-
keit von Investitionen für Energieeinsparmaßnahmen bewertet. Das Energiecontrolling gilt 
als Steuerinstrument zum Erreichen der Energieziele. Es besteht aus dem Monitoring von 
Verbrauchswerten sowie dem Reporting, bei dem unter anderem die Ergebnisse aus dem 
Monitoring sowie ausgeführte Energieeffizienzmaßnahmen dokumentiert werden. Mittels 
permanenter Soll-/Ist-Vergleiche können Abweichungen vom Sollzustand frühzeitig er-
kannt werden. Die Voraussetzung für die Anwendung des Energiecontrollings ist eine 
automatisierte Verbrauchsdatenerfassung. Auch die energetische Inspektion gilt als eine 
Methode für den Energiemanager, bei der eine energetische Bewertung einer Anlage 
oder des Gebäudes durchgeführt wird. Die energetische Qualität soll hierbei im Vergleich 
zu vorgegebenen Richtwerten untersucht werden. Das Ziel dieser energetischen Inspekti-
on ist es, Schwachstellen zu ermitteln und somit Maßnahmen zur Verbesserung aufzuzei-
gen.93 
5.2.4 Handlungsempfehlungen für die Umsetzung von Energiemana-
gement  
Teil 3 der Richtlinie bietet Hinweise für die Umsetzung des Energiemanagements für Or-
ganisationen unterschiedlichster Größe und Art. Dieser Teil der GEFMA 124 richtet sich 
an Bauherrn, Betreiber, Unternehmer und Dienstleister, die beabsichtigen, Energiemana-
gement während des gesamten Lebenszyklus ihrer Immobilie zu betreiben. Er hat außer-
dem den Zweck, die inhaltlichen Aspekte des Energiemanagements aus Teil 1 und 2 der 
Richtlinie in die Praxis umzusetzen. Für die einzelnen Handlungsebenen einer Organisa-
tion sollen Anforderungen bezüglich des Energiemanagements im Rahmen des Richtli-
nienteils definiert werden. 
Zunächst einmal werden einige definitorische Lücken geschlossen und notwendige Begrif-
fe, wie Aufbauorganisation, Ablauforganisation und Energieberater, erklärt. Anschließend 
folgt eine Auflistung mit zahlreichen Aufgaben des Energiemanagers. In diesem Zusam-
menhang wird beispielsweise die Mitwirkung bei der Verankerung des Energiemanage-
ments in der Unternehmenspolitik oder die Ermittlung von rechtlichen Verpflichtungen, 
behördlichen Auflagen und sonstigen Verpflichtungen sowie die regelmäßige Erarbeitung 
von Potenzialanalysen, genannt. Im Folgenden wird erklärt, wie das Energiemanagement 
in die Ablauf- und Aufbauorganisation eines Unternehmens in der Planungs- und Baupha-
se sowie in der Betriebsphase eingebunden werden kann. Weiterhin folgen Informationen 
zu der Vergabe des Energiemanagements an externe Dienstleister. Eine Rolle bei der 
Entscheidung für ein internes oder ein externes Energiemanagement spielen sowohl wirt-
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schaftliche Aspekte als auch die Kapazität an qualifizierten Mitarbeitern. Es folgen Infor-
mationen zu Verträgen, Vergabeaspekten, zur Prüfung der Vertragserfüllung sowie zu 
Versicherungen bei externer Vergabe. Auch einige Hinweise zur Software im Energiema-
nagement stellt der dritte Teil der Richtlinie bereit. Unterstützt werden kann das Energie-
management zum Beispiel durch eine spezielle Energiemanagement-Software, durch 
eine CAFM-Software oder durch eine Standardsoftware, wie zum Beispiel ein Tabellen-
kalkulationsprogramm. Im Anhang der Richtlinie befinden sich zwei Beispiele für eine 
Stellenbeschreibung des Energiemanagers.94 
5.2.5 Anforderungen an Aus- und Weiterbildungsinhalte 
Der derzeit letzte Teil der GEFMA 124 beschreibt Anforderungen an Aus- und Weiterbil-
dungsinhalte, welche das Energiemanagements betreffen. Es werden hierbei Schwer-
punkte für Studiengänge und Weiterbildungsprogramme aufgeführt. Zunächst einmal 
werden die Akteure im Energiemanagement mit ihrem jeweiligen Wirkungsbereich und 
Anforderungskomplex sowie Qualitätsanforderungen für drei Akteursgruppen genannt. 
Zum einen sind dies Akteure mit Energiemanagement-Aufgaben während der Planungs- 
und Bauphase sowie Akteure in der Betriebsphase und zum anderen Energiemanager. 
Die Akteure sollten Kommunikationsfähigkeit, Kooperationsfähigkeit und Teamfähigkeit 
aufweisen. Für Weiterbildungsprogramme werden zwei Gruppen mit jeweils unterschiedli-
chem Vorwissen im Bezug auf das Thema Energiemanagement unterschieden. Demzu-
folge ergeben sich für diese Gruppen auch unterschiedliche Ausbildungsschwerpunkte. 
Im Anhang der Richtlinie sind die Mindestanforderungen an den Kompetenzbereich für 
Energiemanager dargestellt. Dazu gehören technische Inhalte wie zum Beispiel Bauphy-
sik, Haustechnik und Elektrotechnik sowie kaufmännische Inhalte, wie Controlling, Ener-
giewirtschaft und Management.95 
5.3 Gegenüberstellung DIN EN ISO 50001 und GEFMA 124 
An dieser Stelle sollen die vorhergehend betrachtete Norm und die Richtlinie zum Thema 
Energiemanagementsysteme bzw. Energiemanagement einmal gegenübergestellt wer-
den. Dabei werden der Anwendungsbereich, die Zielsetzung sowie inhaltliche Schwer-
punkte einbezogen und verglichen. In Teil 3 der GEFMA-Richtlinie wird sogar auf Ener-
giemanagementsysteme verwiesen, allerdings auf Energiemanagementsysteme nach DIN 
EN 16001, welche bekanntlich durch die DIN EN ISO 50001 ersetzt wurde. In diesem 
Zusammenhang befindet sich im Anhang des dritten Teils der Richtlinie eine Übersicht mit 
Bezügen zwischen der DIN EN 16001 und der GEFMA 124. Eventuell bedarf es aufgrund 
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 Vgl. GEFMA 124-3 (gesamt) 
95
 Vgl. GEFMA 124-4 (gesamt) 
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der neuen Norm, die 2011 eingeführt wurde, diesbezüglich einiger kleiner Änderungen. Es 
folgt nun eine anhand der vorhergehenden Analyse erstellte Gegenüberstellung der GE-
FMA 124 mit der DIN EN ISO 50001. 
   DIN EN ISO 50001  Richtlinie GEFMA 124  
Bezeichnung Energiemanagementsysteme - Anfor-derung mit Anleitung zur Anwendung Energiemanagement 
Anwendungs- 
bereich 
gilt für alle Organisationen, unabhän-
gig von der Größe oder Art der Orga-
nisation 
Arbeitsgrundlage für Bund, Länder und 
Kommunen + Industrie, Handel, Ge-
werbe und Wohnungsbau (Wohnge-
bäude + Nichtwohngebäude) 
Zweck/ 
Zielsetzung 
Organisationen sollen in die Lage ver-
setzt werden, eine kontinuierliche Ver-
besserung der energiebezogenen 
Leistungen zu erreichen, mittels eines 
systematischen Energiemanagements 
soll Anwendung während des gesam-
ten Lebenszyklus einer Immobilie fin-
den und Handlungsanweisungen/ 
Richtschnur für ein erfolgreiches Ener-
giemanagement bieten 
+ Hilfestellung ob Leistungen des 
Energiemanagements intern oder ex-
tern vergeben werden 
Inhaltliche 
Schwerpunkte 
Festlegung von Anforderungen an 
Energiemanagementsysteme 
- PDAC - Zyklus - Planung, Umset-
zung, Kontrolle und Handeln  
- Festlegung einer Energiepolitik und 
Energieziele -> Ermittlung von Maß-
nahmen zur Verbesserung der Ener-
gieeffizienz -> kontinuierlicher Verbes-
serungsprozess, laufende Dokumenta-
tion erforderlich 
- Möglichkeit der Zertifizierung nach 
DIN EN ISO 50001 
besteht aus vier Teilen 
Teil 1: Grundlagen und Leistungsbild 
des Energiemanagements 





Teil 4: Anforderungen an Aus- und 
Weiterbildungsinhalte 
Tabelle 9 - Gegenüberstellung DIN EN ISO 50001 und GEFMA 124 
Die Gegenüberstellung zeigt, dass der Anwendungsbereich der GEFMA 124 etwas um-
fassender als der der DIN EN ISO 50001 ist. Neben den Organisationen wird in der GE-
FMA-Richtlinie auch der Wohnungsbau angesprochen. Ohne Frage verfolgen die Norm 
als auch die Richtlinie, das Ziel, ein erfolgreiches Energiemanagement zu betreiben und 
somit Kosten zu sparen und die Umwelt zu schonen, jedoch weichen die speziellen Ziel-
stellungen voneinander ab. Aus diesem Grund weisen sie auch unterschiedliche inhaltli-
che Schwerpunkte auf. Man kann sagen, dass die DIN EN ISO 50001 eher formelle An-
forderungen an Energiemanagementsysteme für Organisationen stellt und die GEFMA-
Richtlinie eher praktische Hinweise zur Umsetzung des Energiemanagements während 
des gesamten Lebenszyklus von Gebäuden bietet. 
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Die Analyse hat gezeigt, dass die Umsetzung der Anforderungen der DIN EN ISO 50001 
ein geeignetes Instrument zur Steigerung der Energieeffizienz darstellt. Ebenso wird es zu 
einer Verringerung des Energieverbrauchs und somit zu einer Verbesserung der energie-
bezogenen Leistungen von Organisationen jeglicher Art und Größe führen, wenn die Hin-
weise der GEFMA-Richtlinie 124 befolgt werden. Somit wird auch die eingangs eingewor-
fene Frage, inwieweit die Anwendung der DIN EN ISO 50001 und der GEFMA-Richtlinie 
124 zu einer Verringerung des Energieverbrauchs führt, beantwortet. Die Grundlagen für 
eine Steigerung der Energieeffizienz werden also durch die Richtlinie und die DIN-Norm 
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6 Ergebnis der Arbeit 
Das letzte Kapitel dient als Präsentation des Ergebnisses dieser Bachelorarbeit in Form 
einer schematischen Darstellung der bis zu dieser Stelle betrachteten Verordnungen, Ge-
setze, Normen und Richtlinien und soll einige wenige abschließende Gedanken diesbe-
züglich festhalten. 
6.1 Zusammenfassende Darstellung aller betrachteten Ver-
ordnungen, Gesetze, Normen und Richtlinien 
Die Analyse der einzelnen Verordnungen, Gesetze, Normen und Richtlinien hat gezeigt, 
dass viele dieser auf die Energieeinsparverordnung zurückgeführt werden und somit in 
einer Verbindung mit dieser stehen. Aus diesem Grund steht bei der nachfolgend erstell-
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Anhand der Darstellung ist gut zu erkennen, welche der analysierten Regelwerke96 in ei-
nem Zusammenhang miteinander stehen. Eines haben logischerweise alle gemeinsam, 
sie setzen sich mit dem Thema Energieeinsparung auseinander, ob im engeren oder auch 
im weiteren Sinne. 
Zunächst einmal ist zu sehen, dass die in der Darstellung abgebildeten Gesetze, Richtli-
nien, DIN-Normen und die Energieeinsparverordnung im Hintergrund farblich voneinander 
abgesetzt wurden. Wenn eine indirekte Verbindung festgestellt wurde, wurde dies durch 
eine gestrichelte Linie zwischen den einzelnen Regelwerken gekennzeichnet. Für den Fall 
der direkten Verbindung, das heißt also, es wurde innerhalb des Regelwerkes direkt auf 
ein anderes betrachtetes Regelwerk verwiesen oder Ähnliches, ist eine durchgängige 
Linie zu finden. 
Von Vorteil ist es, wenn die Abbildung gemeinsam mit den am Ende von Kapitel drei bis 
fünf aufgestellten zusammenfassenden Übersichten angewendet wird. Dadurch werden 
die Zusammenhänge der einzelnen Verordnungen, Gesetze, Normen und Richtlinien so-
wie deren wichtigste Inhaltspunkte auf zwei Blicke ersichtlich. 
Die Energieeinsparverordnung steht also im Mittelpunkt, von dem zahlreiche Verbindun-
gen abgehen. Eine wichtige Verbindung besteht zwischen der EnEV und dem EnEG, 
denn dieses bildet die gesetzliche Grundlage der EnEV. Auch zur EU-Richtlinie über die 
Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden besteht ein wichtiger Zusammenhang, denn wie 
bereits mehrfach erwähnt, sind in Deutschland die EnEV und auch das EnEG für die Um-
setzung dieser Richtlinie verantwortlich. An mehreren Stellen wird in der EnEV auf Be-
rechnungsverfahren zum Jahresprimärenergiebedarf auf die DIN V 18599 und alternativ 
auch auf die DIN 4108 verwiesen. Auf die DIN 4108 wird ebenso in Fragen der Anforde-
rungen des Wärmeschutzes verwiesen. Also besteht auch zwischen den eben genannten 
DIN-Normen und der EnEV ein direkter Zusammenhang. Ebenso weist die Energieein-
sparverordnung eine Beziehung zur VDMA-Richtlinie 24197, welche Hinweise zu energe-
tischen Inspektionen bietet, auf. In der Richtlinie wird auf zwei Paragrafen der EnEV ver-
wiesen, die eine energetische Inspektion von technischen Anlagen im Gebäude fordern. 
Ebenso wird an einigen Stellen der AMEV Energie 2010 auf die Energieeinsparverord-
nung hingewiesen. Außerdem befindet sich am Anhang dieser Richtlinie eine Übersicht 
über die energetische Bewertung gemäß EnEV. Somit existiert also auch zwischen den 
beiden genannten Richtlinien und der Energieeinsparverordnung eine direkte Verbindung. 
Die EnMess-Richtlinie weist hingegen keine offensichtliche Verbindung zu den anderen 
Regelwerken auf, wie auch die DIN EN 15232 und die DIN EN 15459. Aus diesem Grun-
de stehen diese in der Abbildung etwas gesondert da. 
                                               
96
 Hinweis: In den nachfolgenden Ausführungen wird der Begriff Regelwerk für Verordnungen, Gesetze, Nor-
men und Richtlinien verwendet. 
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Zwischen dem Kraft-Wärme-Kopplungsgesetz und dem Erneuerbare-Energien-Gesetz 
lässt sich wieder ein Zusammenhang erkennen, denn in den Gesetzen werden ähnliche 
Sachverhalte regelt und es kann der Fall sein, dass der Kraft-Wärme-Strom nach § 16 
EEG vergütet wird und dieser somit nicht mehr in den Anwendungsbereich des KWKG 
fällt, sondern in den des EEGs. Die beiden Gesetze weisen ebenso eine indirekte Verbin-
dung zur VDI-Richtlinie 6012 auf. Es wird zwar nicht direkt in einem der Regelwerke dar-
auf verwiesen, aber in der VDI geht es unter anderem um regenerative Energiesysteme 
und hocheffiziente Kraft-Wärme-Kopplung. Auch zwischen dem EEWärmeG und dem 
KWKG besteht eine indirekte Verbindung, denn als eine Ersatzmaßnahme wird im EE-
WärmeG, die Deckung des Wärme- und Kältebedarfs von Gebäuden zu 50 Prozent aus 
KWK-Anlagen genannt. Das EEG besitzt darüber hinaus einen indirekten Zusammenhang 
mit den EnEG, da ein Teil des Energiebedarfs wenn möglich laut EnEG aus erneuerbaren 
Energien gedeckt werden soll, somit hat die Anwendung des EnEG oft auch eine Anwen-
dung des EEGs zur Folge. 
Das Energie- und Stromsteuergesetz weist wiederum eine Beziehung zu zwei DIN-
Normen auf. Denn nach dem seit 01.01.2013 gültigen Gesetz werden Steuervergünsti-
gungen für Unternehmen nur noch dann gewährleistet, wenn die Organisation nachweis-
lich ein Energiemanagementsystem nach DIN EN ISO 50001 betreibt. Kleine und mittels-
tändische Unternehmen können alternativ ein System zur Verbesserung der Energieeffi-
zienz betreiben, welches den Anforderungen der DIN EN 16247-1 entspricht, um Steuer-
vergünstigungen zu erhalten. Somit besteht auch zwischen den beiden DIN-Normen im 
weiteren Sinne ein Zusammenhang, denn beide verfolgen das Ziel, durch eine Analyse 
des Energieverbrauchs Verbesserungsmaßnahmen aufzuzeigen und umzusetzen. Eine 
indirekte Verbindung besteht ebenso zwischen der DIN EN ISO 50001 und der Energie-
einsparverordnung. Die Energieeinsparverordnung schreibt zwar kein systematisches 
Energiemanagement vor, jedoch zur Umsetzung der Norm sollten die aktuellen Regelun-
gen der Energieeinsparverordnung und auch des Energieeinspargesetzes beachtet wer-
den. Nach der Einführung der Norm, welche die Anforderungen an ein Energiemanage-
mentsystem aufzeigt, wurde oft der Wunsch nach praktischen Beispielen für die Verbes-
serung der Energieeffizienz geäußert, welchem das Blatt 2 der VDI Richtlinie 4602 nach-
kommt. Im ersten Blatt dieser Richtlinie werden sogar ebenso Anforderungen an Ener-
giemanagementsysteme gestellt und zahlreiche definitorische Lücken geschlossen. Also 
kann festgehalten werden, dass zwischen der DIN EN ISO 50001 und der VDI Richtlinie 
4602 ebenfalls eine Verbindung existiert. Eine weitere indirekte Verbindung weist die 
Norm zur GEFMA-Richtlinie 124 auf, da die grobe Zielstellung beider recht identisch ist 
und in der GEFMA-Richtlinie 124 auch auf Energiemanagementsysteme nach DIN EN 
16001, welche der Vorgänger der DIN EN ISO 50001 ist, hingewiesen wird. 
Die DIN EN 15316 und die DIN V 18599 weisen dahin gehend einen Zusammenhang auf, 
dass beide Berechnungsverfahren zur Beurteilung der Energieeffizienz von Gebäuden 
bieten. Auch die DIN EN 15603 und die DIN EN 15217 stehen in enger Verbindung zuei-
nander, denn die DIN EN 15217 knüpft an die DIN EN 15603 an und bietet geeignete Ver-
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fahren zur Darstellung der Energieeffizienz von Gebäuden. Außerdem gelten die Begriffe 
und Berechnungsverfahren der DIN EN 15603 ebenso für die DIN EN 15217. Die DIN EN 
16212 weist hingegen keine offensichtliche Verbindung zu den anderen Normen auf,    
außer einem Literaturhinweis auf die DIN EN ISO 13790. Die Norm gilt auch nicht nur für 
Gebäude, sondern ebenso für Fahrzeuge, Geräte und industrielle Prozesse. Als Teil einer 
Reihe von Normen bestehen seitens der DIN EN ISO 13790 einige indirekte Verbindun-
gen zu anderen DIN-Normen, die Regelungen bezüglich Berechnungsverfahren zur Ener-
gieeffizienz von Gebäuden hervorbringen, wie zum Beispiel zur DIN 4108, DIN V 18599, 
DIN EN 16212, DIN EN 15603 und DIN 15217. 
Die Betrachtungen haben also zum Vorschein gebracht, dass einige Verbindungen zwi-
schen den einzelnen Regelwerken zur Einsparung von Energie existieren. Da diese je-
doch ständigen Novellierungen unterzogen sind, ist darauf zu achten, dass dabei wenn 
nötig auch dasjenige Regelwerk, welches eine direkte Verbindung zu dem novellierten 
Regelwerk aufweist, gegebenenfalls zu ändern ist. 
Zum Abschluss der Analyse ist noch einmal festzuhalten, dass es sich bei allen näher 
erläuterten Regelwerken lediglich um eine Auswahl der wahrscheinlich wichtigsten, die zu 
dem Thema Energieeinsparung zur Verfügung stehen, handelt. Darüber hinaus existieren 
noch weitere Gesetze, Normen und Richtlinien, welche diese Thematik betreffen. Eine 
Vielzahl der Regelwerke gilt für Wohngebäude als auch für Nichtwohngebäude. 
6.2 Abschließende Gedanken und Fazit  
Nach der Ansicht des Autors bietet die im vorhergehenden Abschnitt erläuterte Darstel-
lung der Regelwerke zur Einsparung von Energie eine gute Zusammenfassung dieser 
Bachelorarbeit. Es wurde versucht, die wichtigsten Regelwerke einzubeziehen und über-
sichtlich im Rahmen dieser Arbeit darzustellen. 
Die umfassenden Betrachtungen haben gezeigt, dass eine große Anzahl von Regelwer-
ken zum Thema Energieeffizienz und Energiemanagement existiert. Einige davon sind 
einfach verständlich für den Anwender und bieten sehr hilfreiche Informationen und ande-
re wiederum sind etwas schwerer zu verstehen. Bedeutend ist, bevor der Neubau eines 
Hauses oder eine Sanierung von Gebäudeteilen ansteht, sich mit den wichtigsten Rege-
lungen zur Energieeinsparung vertraut zu machen, um zum einen hohe Betriebskosten 
des Gebäudes zu umgehen und zum anderen die Umwelt zu entlasten. Außerdem wer-
den dadurch eventuelle Verstöße gegen die gesetzlichen Regelungen und somit hohe 
Bußgelder vermieden. 
Alles in allem kommt der Autor zu dem Schluss, dass es sehr vorteilhaft ist, Kenntnisse 
über die meisten der betrachteten Regelwerke zu besitzen. Egal ob man als Bauherr 
agiert oder ein Unternehmen leitet, denn es können viele Kosten durch ein gut betriebe-
nes Energiemanagement und eine energetisch vorausschauende Planung gespart wer-
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den. Zudem wird der Umwelt geholfen und dem Klimawandel ein Stück weit entgegen 
gewirkt. Außerdem kann von weiteren Vorteilen profitiert werden, wenn nach den Regel-
werken zur Einsparung von Energie gehandelt wird. 
Jedoch nicht alle sind Befürworter der Gesetze mit den hohen energetischen Anforderun-
gen an Gebäude. In der Ausgabe 06/2013 der Immobilienwirtschaft beispielsweise wird 
Kritik an den energiepolitischen Zielen der Bundesregierung geübt. "Dämmen ist unge-
sund, die Energieeinsparverordnung fordert sie jedoch weiter."97 oder "Fördermittel, die in 
energetische Maßnahmen gesteckt werden, fehlen bei der demographiegerechten Sanie-
rung des Wohnungsbestandes"98. Dies ist nur eine Auswahl der Aussagen des Editorials 
der Zeitung Immobilienwirtschaft und zeigt die "andere Seite" der Regelwerke zur Ener-
gieeinsparung auf. Diese Zitate sollen zum Abschluss dieser Bachelorarbeit unkommen-
tiert bleiben, denn das Thema bietet wahrscheinlich ausreichend Diskussionsstoff für eine 
separate Arbeit. Es soll dadurch lediglich verdeutlicht werden, dass vielleicht nicht alle 
Vorgaben zur Energieeinsparung immer die beste Lösung für alle Bereiche sind und 
eventuell weitere Folgen nach sich ziehen. Diese Überlegungen sind aber nicht Gegens-
tand der vorliegenden Bachelorarbeit und die Vorteile der Energieeinsparungen sollen auf 
keinen Fall infrage gestellt werden. 
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 Siehe Labusch, D., Unkonventionelles gegen den Staat, Immobilienwirtschaft (06/2013) S. 3  
98
 Siehe Labusch, D., Unkonventionelles gegen den Staat, Immobilienwirtschaft (06/2013) S. 3 
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